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EDITORIAL/084: Hippiefluch (SB)





Wochendruckausgabe 84 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
05.05.2018




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Hippiefluch

Wir werden euch schon mit unseren Indianer- und Geistergeschichten die
Zähne ziehen und die Leitungen kappen, und wenn ihr dann wehrlos
im Dunkeln steht und euch nicht mehr zurechtfinden könnt, geht für uns
die Sonne auf. Wir sehen Licht, wenn euch die Kopfhaut vom Hintern
pellt und uns wird vorsommerlich warm, wenn euch eure Verkleidung vom
Körper fetzt. Erstickt werdet ihr vom neuen Grün und vollkommen
verdrängt von industriefreien Welten und scheitern an dem Versuch, so
nackt und geschichtslos in den landwirtschaftsbefreiten Gärten das
Eure zu ernten und doch ohne jede Fron zu ersetzen. Zur glotzenden Not
werdet ihr verkommen, wenn sich euer Gehirn als inkompatibel zum Rest
der aufblühenden Freiheit und als unzureichend für das nicht
verzichtbare Verständnis all der überraschenden Anteile, Prozesse und
Ereignisse einer bis heute noch nicht erlebten Wirklichkeit erweisen
sollte. Mit euren Sinnen und Gewohnheiten untrennbar verbunden werdet
ihr euch wie gefesselt und stranguliert nur noch zurücknehmen können,
um schlußendlich vom großen Gärtner eingesammelt und für immer aus
unserem Traum entfernt zu werden und ihr werdet nicht aufhören, euch
zu erinnern.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Mai 2018
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KOHLEALARM/429: Klimakampf und Kohlefront - Mindestforderung Mitsprache ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 4. Mai 2018

Tagebaubetroffene fordern Mitsprache in Kohle-Kommission



Köln /Lützen/Cottbus. Ein Bündnis aus Anwohnern aller drei deutschen
Tagebaugebiete fordert Mitsprache in der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung", deren Einsetzung durch die
Bundesregierung kurz bevorsteht. In einem offenen Brief fordern die
Tagebaubetroffenen Wirtschaftsminister Peter Altmaier auf sicherzustellen,
dass sie mindestens zwei Sitze in der Kommission erhalten.
Bürgerinitiativen, Bürgermeister und Ortsvorsteher, Seelsorger und Ärzte
beklagen in dem Brief, dass Bundes- und Landesregierungen die Interessen
von Tagebaubetroffenen bislang nicht berücksichtigt haben. Der Brief ging
parallel auch an Umweltministerin Svenja Schulze, Arbeitsminister Hubertus
Heil und Innenminister Horst Seehofer, die die Arbeit der Kommission
gemeinsam mit Altmaier steuern sollen.

"Wenn die Bundesregierung den Kohleausstieg sozialverträglich gestalten
will, dann muss sie sicherstellen, dass gleichberechtigt neben den
Interessen der im Kohlesektor Beschäftigten auch die Interessen von uns
Tagebaubetroffenen vertreten sind. Wir werden gezwungen für den Abbau der
Braunkohle unsere Heimat, unseren Lebensmittelpunkt, unser Eigentum und
unsere Lebensqualität aufzugeben. Für uns war die Kohleförderung und -
verstromung noch nie sozialverträglich", argumentiert Antje Grothus von der
Initiative Buirer für Buir am Tagebau Hambach.

Die Unterzeichnenden kritisieren den unwiderruflichen Verlust von Heimat,
Identität und Traditionen, von Kultur- und Naturgütern und die
Unvereinbarkeit der Braunkohleverbrennung mit den Klimazielen. Sie fordern
die Anpassung von Tagebaugrenzen an die Realität des Kohleausstiegs. Die
Beteiligung des Bundesministeriums des Innern, bei dem auch das
Heimatministerium angesiedelt ist, ist aus Sicht der Unterzeichnenden ein
Hinweis darauf, dass auch das Thema Heimat und damit der "Verlust von
Heimat" durch die Braunkohletagebaue Eingang in die Kommission finden soll.


Hintergrundinformationen:

Im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung heißt es: "Wir werden eine
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" unter Einbeziehung
der unterschiedlichen Akteure aus Politik, Wirtschaft, Umweltverbänden,
Gewerkschaften sowie betroffenen Ländern und Regionen einsetzen, die auf
Basis des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 und des Klimaschutzplans bis
Ende 2018 ein Aktionsprogramm [...] erarbeiten soll."

Quelle: "Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland.
Ein neuer Zusammenhalt für unser Land. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und SPD. 19. Legislaturperiode", S. 142, Z. 6726-6730

Zur Struktur der Kommission hat die Bundesregierung folgendes beschlossen:
"Es wird einen Steuerungskreis für die Kommission geben, der aus BMWi,
BMAS, BMU, und BMI gebildet werden wird. Die Geschäftsstelle der Kommission
wird beim BMWi angesiedelt sein. Es ist zu begrüßen, dass die für
Strukturwandel, Wirtschaftspolitik, Klimapolitik, Arbeitsmarktpolitik und
Verwaltung zuständigen Ministerien für diese wichtige Kommission ziel- und
problemlösungsorientiert zusammenarbeiten wollen."

 * 

OFFENER BRIEF

Bundesministerium

für Wirtschaft und Energie

Herrn Bundesminister

Peter Altmaier

11019 Berlin

2. Mai 2018

Geben Sie den vom Braunkohletagebau betroffenen Menschen endlich eine
Stimme!

Offener Brief zur Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" 

Sehr geehrter Herr Bundesminister,

als BewohnerInnen der Braunkohlereviere im Rheinland, der Lausitz und in
Mitteldeutschland sind wir von den negativen Folgen des Braunkohlebergbaus
unmittelbar betroffen und kämpfen seit Jahrzehnten gegen Umsiedlung und
Zerstörung unserer Heimat durch die Tagebaue. Deshalb begrüßen wir, dass
die Bundesregierung einen Kohleausstieg beschließen will.

Dabei ist uns wichtig, dass der Kohleausstieg sozialverträglich
ausgestaltet wird und die Regionen unterstützt und gestärkt werden. Uns
empört jedoch, dass bei den sozialen Fragen des Kohleausstiegs die Stimme
der Tagebaubetroffenen bislang kein Gehör findet. Für die Menschen, die für
den Abbau der Braunkohle ihren Lebensmittelpunkt, ihr Eigentum und ihre
Heimat aufgeben müssen und mussten, war die Braunkohleförderung und -
verstromung noch nie sozialverträglich. Über 120.000 Menschen mussten in
Deutschland bereits dem Braunkohletagebau weichen. Noch immer sollen rund
30 Dörfer und Ortsteile für eine schmutzige Uralttechnologie zerstört
werden.

Sozialverträglichkeit bedeutet für uns deshalb auch, Menschen in den
Revieren vor einer Zwangsumsiedlung zu bewahren und den Verfall unserer
Dörfer zu stoppen. Aus diesem Grund bitten wir Sie ausdrücklich: Stellen
Sie sicher, dass in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" mindestens zwei VertreterInnen der Tagebaubetroffenen
vertreten sind. Zu lange wurden unsere Interessen von der Bundes- und den
Landesregierungen nicht beachtet.

Fortschreitende Tagebaue haben viel zu lange den Einstieg in eine
zukunftsfähige Strukturentwicklung verhindert. Im geplanten Abbaugebiet
verschwinden funktionierende Infrastruktur, fruchtbare Ackerflächen und
wirtschaftliche Wertschöpfung auf Kosten der Kohle. Ortschaften befinden
sich plötzlich in einer Insellage oder unmittelbar am Tagebaurand.
Tagebauplanungen bedrohen so auch die Existenzen von Unternehmen,
Selbstständigen und Landwirten im Umland. Der Verlust von Heimat,
Traditionen, Natur- und Kulturgütern ist unwiderruflich. Zudem zerrütten
die Drohkulisse einer Enteignung und die Unsicherheit über die Zukunft
unsere Dorfgemeinschaften. Oft erkranken Betroffene an den Folgen des
psychischen Drucks. Auch weit über die Tagebaukante hinaus werden die
AnwohnerInnen durch Bergschäden in Folge von Grundwasserabsenkung,
gesundheitsschädigenden Luftschadstoffen sowie Lärm und Staub ihrer
Lebensqualität beraubt.

Um die zermürbende Unsicherheit und den Verfall unseres Lebensraums zu
beenden, ist es wichtig, dass Planungen für die Erweiterung bestehender
Tagebaue und für neue Tagebaue wie Welzow-Süd II, Vereinigtes Schleenhain,
Nochten II oder Lützen und die Umsiedlungsvorbereitungen gestoppt werden.
Genehmigte Tagebaue wie Hambach, Garzweiler und Jänschwalde müssen den
Realitäten des Kohleausstiegs angepasst und verkleinert werden. Es darf nur
noch so viel Braunkohle abgebaut werden, wie mit den deutschen
Klimaschutzzielen vereinbar ist.

Die Menschen in unseren Regionen sind nicht nur Beschäftigte, sondern auch
Bürgerinnen und Bürger. Mit jedem Jahr, in dem die Kohlekraftwerke laufen,
stehen das Glück, die Existenz und die Gesundheit tausender Menschen in den
Revieren auf dem Spiel.

Lassen Sie die vom Tagebau betroffenen Menschen nicht im Stich. Suchen Sie
das Gespräch mit uns und geben Sie uns die Möglichkeit, in der
Kohlekommission die Zukunft und Perspektiven unserer Regionen
mitzugestalten.

Mit freundlichen Grüßen

RHEINLAND

Josef Schumacher, Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne
Braunkohle"

Andreas Cichy, Das Gelbe Band - Verbund der Grubenranddörfer

Reinhold Giesen, Dorfinteressengemeinschaft Wanlo e.V.

Norbert Bömer, Bürgerinitiative Saubere Luft e.V.

Josef Gillrath, Bürgerinitiative Stop Rheinbraun

Karl Heinz Ochs, Initiative Bergbaugeschädigter 50189 

Andreas Büttgen, Initiative Buirer für Buir

Klaus Kubernus-Perscheid, Klimabündnis Niederrhein

Andreas Schuflitz, KlimaTisch Erkelenz e. V.

Peter Immekus, Netzwerk Bergbaugeschädigter e.V., Vorsitzender

Brigitte Kaulen und Antje Pistel, Perspektive für Holzweiler

Irene Mörsch, Katholikenrat der Region Düren, Vorsitzende

Pfarrer i. R. Lutz Dittmar, Erkelenz-Lövenich

Pfarrer i. R. Günter Salentin, Erkelenz

Pfarrer i. R. Georg Neuhöfer, Kerpen-Buir 

Pfarrer Hans Doncks, Nideggen

Pfarrerin Irene Weyer, Evangelische Gemeinde zu Düren

Dr. Thomas Landmann, Hausarzt und Internist, Pulheim

Karl-Rainer Graß, Arzt für Allgemeinmedizin, Golzheim

Dr. med. Ulrich Rosenkranz, Hausarzt und Internist , Golzheim

Christian Döring, Kinderarzt, Köln

LAUSITZ

Hannelore Wodtke und Günter Jurischka, Allianz für Welzow

Friederike Böttcher, Bündnis "Strukturwandel jetzt - kein Nochten II"

Thomas Burchardt, Klinger Runde

Petra Franz, Netzwerk Bergbaugeschädigter im Lausitzer Revier

René Schuster, Umweltgruppe Cottbus e.V.

Egbert S. Piosik, Bürgermeister der Gemeinde Wiesengrund

Jürgen Handreck, Ortsvorsteher Taubendorf

Gert Richter, Ortsvorsteher Guben-Deulowitz 

Pfarrer Ingolf Kschenka, Seelsorger der Wenden/Sorben in der Niederlausitz,
Jänschwalde

Pfarrer i. R. Mathias Berndt, Guben

MITTELDEUTSCHLAND

Andre Kremkow, Bürgerinitiative Pro Pödelwitz

Karl-Heinz Friedrichs, Bürgerinitiative saubere Luft und Umwelt

Dorothee Berthold, Bürgerinitiative Zukunft statt Braunkohle - Region
Lützen

Uwe Weiss, Bürgermeister der Stadt Lützen

Frank Rösel, Bürgermeister der Stadt Pegau

Marlies Riedel, Ortsbürgermeisterin Röcken

Tilo Sievert, Ortschaftsrat von Berndorf

Wolfgang Gottheff, Ortschaftsrat Borau und Stadtrat Weißenfels

Jens Hausner, Ortschaftsrat von Großstolpen

Jürgen Schwarz, Ortschaftsrat von Kieritzsch

Thilo Kraneis, Kirchenvorstand und Kurator der Kirche in Pödelwitz

Pfarrer Armin Pra, Vorsitzender der Kirchspiele Lützener Land und
Rippachtal

Pfarrerin Friederike Kaltofen, Kirchspiel Groitzsch

Maik Böhme, Aufsichtsrat der Agross e.G. Großstolpen


Dieser Brief geht in Kopie an die Bundeskanzlerin, den Bundesminister
des Innern, für Bau und Heimat, die Bundesministerin für Umwelt, Natur und
nukleare Sicherheit und den Bundesminister für Arbeit und Soziales.


Der offene Brief als PDF-Datei ist zu finden unter:

http://www.buirerfuerbuir.de/images/pdf/brief_altmaier.pdf

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Mai 2018 
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MELDUNG/901: IPPNW-Jahrestreffen in Köln - Aktion vor dem Dom (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 6. Mai 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Deeskalation jetzt - zivile Lösungen für Syrien

IPPNW-Jahrestreffen in Köln: Aktion vor dem Dom



Etwa 100 Ärztinnen und Ärzte der IPPNW diskutierten im Rahmen ihres
Jahrestreffens am Wochenende in Köln über die drängendsten
friedenspolitischen Themen unserer Zeit. So warnten sie vor den
gefährlichen Entwicklungen im Nahen Osten, die jederzeit zu einer direkten
militärischen Konfrontation zwischen Israel und dem Iran führen können. Sie
forderten die Bundesregierung auf, alle diplomatischen Bemühungen zu
unternehmen, um die USA, Israel und den Iran vor weiteren
Eskalationsschritten abzuhalten und das Atomabkommen mit dem Iran zu
stärken statt zu schwächen. Mittelfristig solle eine umfassende Konferenz
zur Sicherheit und Zusammenarbeit im Nahen und Mittleren Osten einberufen
werden unter Einbeziehung aller Staaten der Region.

In einer weiteren Resolution verurteilten die Ärztinnen und Ärzte die
anhaltende Gewalt und militärische Auseinandersetzungen in Syrien durch
alle Kriegsparteien. Sie kritisierten die völkerrechtswidrige Bombardierung
Syriens durch die USA, Großbritannien und Frankreich sowie den Einmarsch
der Türkei in Nordsyrien und forderten die deutsche Bundesregierung auf,
die Bundeswehreinsätze in Syrien, Jordanien und der Türkei sowie an der
östlichen Mittelmeerküste zu beenden. Rüstungsgeschäfte mit den Ländern des
Nahen Ostens müssten sofort beendet werden. Des weiteren sei eine
Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zur syrischen Regierung
notwendig, mit dem Ziel, auf alle Konfliktparteien konstruktiven Druck in
Richtung inklusiver und umfassender Friedensverhandlungen ausüben zu
können. Bei einer öffentlichen Aktion am Dom am heutigen Sonntag
bekräftigten die Ärztinnen und Ärzte und Medizinstudierende ihre Forderung
nach einer Friedenslösung für Syrien und informierten PassantInnen über
zivile Lösungen als Alternative zu Militäreinsätzen.

In weiteren Anträgen forderten die Ärztinnen und Ärzte die Bundesregierung
auf, alle Waffenlieferungen aus Deutschland an die Konfliktparteien im
Jemen und an deren ausländischen Unterstützer sofort zu unterbinden.
Gegenüber der türkischen Regierung solle sich Deutschland für eine
Freilassung aller aus politischen Gründen verhafteten und verurteilten
Menschen einsetzen. Anlässlich der Gewalt gegen friedliche Proteste im
Gazastreifen appellierte die IPPNW zudem an Außenminister Heiko Maas,
verstärkt auf die israelische Regierung einzuwirken, damit diese das
Demonstrationsrecht der Menschen in Gaza respektieren.

Schließlich forderten die ÄrztInnen die Bundesregierung erneut auf, dem
Atomwaffenverbotsvertrag beizutreten, die in Büchel stationierten US-
Atomwaffen abziehen zu lassen und sich für eine Deeskalation des Konflikts
mit Russland einzusetzen. Am Samstagabend setzten sie im Hiroshima-Nagasaki-
Park am Aachener Weiher zum Gedenken an die Opfer der Atombombenabwürfe
Kerzen aufs Wasser. Am 5. Mai vor genau 75 Jahren war die Entscheidung
getroffen worden, Atombomben auf Japan abzuwerfen.



Weitere Informationen und Beschlüsse des Jahrestreffens finden Sie
unter:

https://www.ippnw.de/aktiv-werden/termine/ippnw-jahrestreffen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2018 
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MUMIA/887: Auseinandersetzung mit US-Imperialismus (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 906

Auseinandersetzung mit US-Imperialismus

Das neue Buch von Mumia Abu-Jamal ist auf Englisch erschienen:

»Murder Incorporated: Dreaming of Empire. Book One«

von Mumia Abu-Jamal, April 2018



Wann fängt ein Buch an zu existieren? Wenn der Autor es schreibt, oder wenn
der Leser oder die Leserin es liest? Dieser Gedanke ging mir durch den
Kopf, als mein neuestes Buch endlich der Öffentlichkeit übergeben werden
konnte. Sein Titel: »Murder Incorporated: Dreaming of Empire. Book One«
(etwa: »Mörder GmbH: Träume des Imperiums. Erster Band«). Verfasst habe ich
es zusammen mit Stephen Vittoria, und veröffentlicht wurde es vom Prison
Radio Project in San Francisco. Allerdings müsste ich statt von »meinem
Buch« besser von »unserem Buch« sprechen, denn dieses Werk ist tatsächlich
das Werk von zwei Köpfen, zwei Augenpaaren und zwei menschlichen Psychen
mit einem zentralen Leitgedanken: Antiimperialismus - gegen das Imperium.

Vittoria ist Filmemacher und Dokumentarist, der seit Jahren daran arbeitet,
einen Film über einige der hervorragendsten Denker der Vereinigten Staaten
von Amerika zu produzieren. Dazu gehören beispielsweise der außerordentlich
kluge Schriftsteller, Schauspieler und Politiker Gore Vidal (1925-2012) und
der ebenso überzeugende afroamerikanische Comedian und politische Aktivist
Dick Gregory (1932-2017). Leider wurde aus dem Filmprojekt nichts, und
Stephen überlegte, ob die Worte solch begabter Denker nicht in einem
anderen Format zum Leben erweckt werden könnten, nämlich in Form eines
Buches.

Als er mir vorschlug, unsere Kräfte zu vereinen und ein Buch zu verfassen,
zögerte ich zunächst, weil es bei diesem Projekt um etwas ging, das ich
zuvor noch nie gemacht hatte. Das Buch mit Vittoria erfordete wirklich
harte Arbeit, zu der Recherche, viel Lesen, gründliches Nachdenken und
Interpretieren der Quellen gehörten, um dann schließlich die gewonnenen
Erkenntnisse als historische Fakten für die Welt niederzuschreiben. Ein
solches Projekt ist schon schwierig genug, wenn man es allein realisieren
will. Aber wenn das zwei Kollegen schaffen wollen, die durch Stahl und
Beton voneinander getrennt sind und unterschiedliche Erfahrungshintergründe
haben? Nun, so risikoreich das Unterfangen auch war, es war am Ende eine
wunderbare Aufgabe. Warum also nicht? Warum nicht alles dafür tun, das
scheinbar schwierige Projekt in einen gemeinsamen Sieg zu verwandeln?
Deshalb wurde der Werbespruch »Just do it!« unser Motto, und wir machten
uns ans Werk.

Dabei teilten wir uns die Arbeit von Anfang an, lasen viele der Texte
parallel und sprachen dann am Telefon darüber oder schrieben uns Briefe.
Wir beleuchteten viele Winkel der US-Geschichte und förderten dabei auch
bislang unbekannte bittere Wahrheiten zutage. Im Mittelpunkt unserer Arbeit
stand die wissenschaftliche Arbeit des US-Historikers und Bürgerrechtlers
Howard Zinn (1922-2010), dessen bedeutendstes Werk »A People's History of
the United States« uns viele Informationen an die Hand gab und unsere
Arbeit sehr stark beeinflusste. Uns ging es nicht nur um eine
Auseinandersetzung mit der Geschichte der USA, sondern mit der des
US-Imperiums und darum, welche Auswirkungen sie auf die Entwicklung der
Welt hat.

Mit »Murder Incorporated: Dreaming of Empire«, dem ersten Band über die
frühe Geschichte der USA, haben wir unsere Arbeit erst aufgenommen, aber es
werden schon bald zwei weitere Bände folgen, die auf dem ersten aufbauen.
Ich denke - das heißt, wir denken, dass Howard Zinn stolz darauf wäre.

www.prisonradiostore.com/


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 99 vom 23. April 2018
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8268: Und morgen, den 7. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.05.2018 bis zum 08.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8268 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Warme Sonne, doch Gefühle,

die zugleich gewärtig sind

auch als zarte Unterkühle,

Jean-Luc spürt 's auch ohne Wind.
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





IMI/861: Konzeption der Bundeswehr - Rüsten gegen Russland


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/019 vom 4. Mai 2018

Konzeption der Bundeswehr: Rüsten gegen Russland

von Jürgen Wagner



Am 4. Mai 2018 zitierte die Süddeutsche Zeitung [1] Auszüge aus der
"Konzeption der Bundeswehr" (KdB), deren Veröffentlichung augenscheinlich
kurz bevorsteht. Sofern sich darin neue Weichenstellung ergeben, hat dies
weitreichende Auswirkungen, schließlich handelt es sich dabei laut
Planungsamt der Bundeswehr [2] um das "Dachdokument der Gesamtkonzeption
der militärischen Verteidigung Deutschlands." Und tatsächlich titelt die
Süddeutsche "Deutschland am Hindukusch verteidigen - das war einmal",
wodurch bereits im Aufmacher angedeutet wird, Verteidigungsministerin
Ursula von der Leyen sei im Begriff einen grundlegenden Kurswechsel
vorzunehmen: "Die CDU-Politikerin plant, die jahrelang vorherrschende
Fokussierung auf Auslandseinsätze, die unter anderem als Argument für
Einsparungen herhalten musste, zu beenden, und sich künftig 'gleichrangig'
wieder der Landes- und Bündnisverteidigung zu widmen. Dies geht aus dem
Entwurf des Grundsatzpapiers 'Konzeption der Bundeswehr' hervor, der der
Süddeutschen Zeitung  vorliegt."

Dazu ist einiges anzumerken: Zuerst einmal ist der Titel sachlich falsch,
da "Hindukusch-Einsätze" keineswegs Geschichte sind, wie darin insinuiert
wird. Im Artikel selbst wird ja direkt darauf hingewiesen, dass beide
Einsatzformen künftig "gleichrangig" behandelt werden sollen. Ferner ist
die Behauptung, die Fokussierung auf Auslandseinsätze habe "Einsparungen"
zur Folge gehabt, völlig unhaltbar. Betrachtet man die Entwicklung des
deutschen Rüstungshaushaltes seit dem Angriffskrieg gegen Jugoslawien, der
wohl als Marker für den eigentlichen Beginn deutscher Auslandseinsätze
taugt, ergibt sich vielmehr eine saftige Steigerung von 23,8 Mrd. Euro
(2000) auf knapp 39 Mrd. (2018) - und das bei ohnehin weiter steigender
Tendenz nämlich nach aktuellen Planungen auf 43,85 im Jahr 2022.

Der aktuelle "Mehrbedarf" ergibt sich deshalb vor allem daraus, das eine
("Bündnisverteidigung") wieder tun, ohne das andere ("Hindukusch-Einsätze")
lassen zu wollen. Das Märchen von der kaputtgesparten Bundeswehr und die
Verweise auf die - im Wesentlichen vom Westen zu verantwortende -
Eskalation der Beziehungen zu Russland kommen dabei gerade recht, um
Ausgabensteigerungen gegenüber einer diesbezüglich sehr skeptischen
Bevölkerung rechtfertigen zu können. Tatsächlich geht es Politik und
Militär dabei darum, Deutschland damit endlich als ernstzunehmende
Militärmacht ersten Ranges auf der Weltbühne postieren zu können.

Und schließlich ist anzumerken, dass diese Überlegungen zwar weitreichend,
aber keineswegs neu sind oder überraschend kommen. Tatsächlich sind die
wesentlichen Elemente der KdB bekannt, seit im April 2017 die "Vorläufigen
konzeptionellen Vorgaben für das künftige Fähigkeitsprofil der Bundeswehr"
an die Öffentlichkeit gelangen (siehe IMI-Analyse 2017/11 [3]). Verfasst
unter der Ägide von Generalleutnant Erhard Bühler wurde schon damals keine
Zweifel daran gelassen, dass der "Bündnisverteidigung" und damit faktisch
der Rüstung gegen Russland künftig wieder mehr Bedeutung zukommen soll.
Deutschland müsse bis 2031 drei schwere Divisionen mit je 20.000 Soldaten
in die NATO einbringen können, die erste bereits 2026. Den nicht sonderlich
zarten Hauch von Kaltem Krieg, den das ganze vermittelte, fasste damals
die FAZ (19.4.2017 [4]) treffend mit den Worten zusammen: "Damit würden die
Divisionen wieder die klassische Struktur aus der Zeit vor 1990 einnehmen."

Diese Hochrüstung gegen Russland ist überaus ernst zu nehmen, wie allein
schon ein ergänzender Blick in das vom Heereskommando Mitte 2017
herausgegebene Papier "Wie kämpfen die Landstreitkräfte künftig" zeigt.
Darin wird ein detailliertes Szenario entworfen, wie die Bundeswehr einen
Landkrieg gegen Russland im Jahr 2026 gewinnen kann bzw. welche Fähigkeiten
hierfür beschafft werden müssen (siehe IMI-Analyse 2017/44 [5]). Es folgte
daraufhin Thesenpapier II "Digitalisierung von Landoperationen" [6] sowie
Nummer III "Rüstung digitalisierter Landstreitkräfte" [7], in dem noch
einmal lautstark für die Dringlichkeit der Anliegen geworben wurde: "Das
deutsche Heer bewährt sich seit mehr als zwanzig Jahren in
Auslandseinsätzen; um dies zu ermöglichen mussten jedoch Fähigkeiten
vernachlässigt oder aufgegeben werden. Die Ausstattung des Heeres und die
Fähigkeit zur Landes- und Bündnisverteidigung haben darunter gelitten.
[...] Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen und Rahmenbedingungen für
die Fähigkeitsentwicklung der Landstreitkräfte ist es erforderlich, ein
gemeinsames Gefühl für die Dringlichkeit der notwendigen Veränderungen zu
entwickeln, eine höhere Bereitschaft aufzubringen Risiken einzugehen und
diese zu managen sowie den Fokus klar auf das Schaffen von Fähigkeiten zu
richten. Alles andere hat sich dem unterzuordnen, denn nur so kann die
Wirkungsüberlegenheit deutscher Landstreitkräfte zurückgewonnen werden."

Wie aus den Ausführungen in der Süddeutschen Zeitung deutlich wird,
beschreitet die Konzeption der Bundeswehr nun also diesen durch diese
Papiere bereits geebneten Weg konsequent weiter und der führt leider direkt
in einen Neuen Kalten Krieg!


Anmerkungen:

[1] http://www.sueddeutsche.de/politik/bundeswehr-deutschland-am-hindukusch-verteidigen-das-war-einmal-1.3965754

[2] http://www.planungsamt.bundeswehr.de/portal/a/plgabw/start/grundlagen/konzeption_der_bundeswehr/!ut/p/z1/hU5PC4IwHP0sHbzuNxypdZsXLSSCgnSXmLqmMTdZS_v4LToFRe_2_vKAQQlM86mX3PVGc-V5xaJzmhTHIlyF4XGTYkyzXUjiOCdZTuD0L8C8jX-AYji0Aiq_Ef_cWEVwAAbsyif-QKOxTgmHePN6CFXHdavE3jT0LWyBSWXq93Wqa5JIYFZchBUW3a2XO-fG2zrAAZ7nGUljpBKoMUOAv1U6c3NQfiZhHMoZk6WaCrp4AqAeZWc!/dz/d5/L2dBISEvZ0FBIS9nQSEh/#Z7_B8LTL2922TIB00AGN2377H3G96

[3] http://www.imi-online.de/2017/05/08/buehler-papier/

[4] http://plus.faz.net/evr-editions/2017-04-19/3jSfCXCjDTMu86eAMcqCnZoE?GEPC=s3

[5] http://www.imi-online.de/2017/11/28/2026-informations-krieg-nato-vs-russland/

[6] https://www.dwt-sgw.de/fileadmin/redaktion/SGW-Veranstaltungen/2018/8F7_Landoperationen/Thesenpapier_II_Digitalisierung_Landoperationen.pdf

[7] http://www.deutschesheer.de/portal/poc/heer?uri=ci%3Abw.heer.aktuell.nachrichten.jahr2018.maerz2018&de.conet.contentintegrator.portlet.current.id=01DB050000000001%7CAXAH94493DIBR
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8695: Aus aller Welt - 06.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tausende protestieren gegen Politik von Macron

Am Wochenende protestierten Zehntausende Menschen in Paris gegen die
umstrittene Reformpolitik von Präsident Emmanuel Macron. Die
Organisatoren der Kundgebung sprachen von 160.000 Teilnehmern,
darunter Gewerkschafter, Studenten und Angestellte der französischen
Bahn, die gegenwärtig streiken. Laut Polizeiangaben sollen nur rund
40.000 Menschen durch die Innenstadt gezogen sein. Die Demonstranten
warfen Macron einen sozialen Putsch vor und forderten eine
Verfassungsreform.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8695: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Polizei will Verwarngelder sofort kassieren

Die Berliner Polizei führt Kartenzahlung bei Verwarngeldern ein. Wie
der Leiter der Bußgeldstelle, Christian Haegele, der Berliner
Morgenpost mitteilte, sollen noch in diesem Jahr alle
Polizeiabschnitte mit mobilen Lesegeräten ausgestattet werden. Damit
sei direkt vor Ort eine Zahlung per Sofortkasse möglich. Allerdings
können Verwarngelder dann auch nicht mehr bar bezahlt werden.
Der Einsatz der Kartenlesegeräte soll den bürokratischen Aufwand
reduzieren.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8692: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf Wähler in Afghanistan

In der Stadt Chost in der gleichnamigen afghanischen Provinz Chost
sind mindestens 30 Menschen bei einem Bombenanschlag ums Leben
gekommen. Nach offiziellen Angaben war der Sprengsatz in einem Zelt
zur Wählerregistrierung explodiert, das auf dem Gelände einer
Moschee aufgebaut war. Zu dem Anschlag bekannte sich zunächst
niemand. Für den 20. Oktober ist in Afghanistan die erste
Parlamentswahl seit den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2014 geplant.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8694: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sozialer Wohnungsbau - Regierung streicht Bundesmittel

Die wohnungsbaupolitische Sprecherin der Linken im Bundestag, Caren
Lay, kritisiert die von der Regierung geplanten Kürzungen beim
sozialen Wohnungsbau. In einem Gespräch mit dem Redaktionsnetzwerk
Deutschland verwies die Politikerin darauf, daß bundesweit rund vier
Millionen Sozialwohnungen fehlen würden. Ihre Partei fordere daher
fünf Milliarden Euro jährlich für den sozialen Wohnungsbau. Wie aus
dem vom Bundeskabinett verabschiedeten Haushaltsplanentwurf
hervorgeht, will die große Koalition den sozialen Wohnungsbau ab 2019
nur noch mit einer Milliarde Euro jährlich fördern. 2017 und 2018
betrugen die Bundesmittel noch jeweils 1,5 Milliarden Euro.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8693: Tragisches und Kurioses - 06.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fünf Verletzte durch explosive Stichflamme

Fünf Menschen sind in Karlsruhe bei einer Verpuffung schwer verletzt
worden. Ein 61jähriger erlitt schwerste Brandverletzungen und schwebt
in Lebensgefahr. Zu der Verpuffung kam es, als ein Mann eine
erloschene Feuerschale auf dem Tisch der Gartenterasse mit einem
Zehn-Liter-Ethanol-Kanister nachfüllen wollte. Hierbei entstand eine
große explosive Stichflamme, durch die auch die Glasscheibe der
Terrassentür beschädigt wurde.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7778: Aus Forschung und Technik - 06.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA startet neue Marsmission

Die NASA-Raumsonde InSight (Interior Exploration using Seismic
Investigations, Geodesy and Heat Transport) befindet sich auf dem Weg
zum Mars. Wie der neue Chef der US-Luft- und Raumfahrtbehörde, Jim
Bridenstine, mitteilte, transportierte eine Atlas-Trägerrakete die
Sonde vom kalifornischen Luftwaffenstützpunkt Vandenberg aus ins All.
Am 26. November soll InSight auf dem Mars nördlich des Äquators in
der Ebene Elysium Planitia landen und dort zwei Jahre lang mit seinen
verschiedenen Instrumenten unter anderem den Wärmefluß des Planeten
untersuchen und Erdbeben messen. Es ist die erste Mars-Mission der
NASA seit dem Jahr 2012.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7791: Aus aller Welt - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Erdogan setzt Kriegsankündigung im Wahlkampf ein

In der Türkei finden am 24. Juni Parlaments- und
Präsidentschaftswahlen statt. Der amtierende Präsident Tayyip Reccep
Erdogan von der islamisch-konservativen Partei für Gerechtigkeit und
Entwicklung (AKP) hatte die Abstimmung, die eigentlich für November
2019 vorgesehen war, vorziehen lassen. Gegen ihn treten der ehemalige
Physiklehrer Muharrem Ince von der links-nationalistischen CHP und
die ultrarechte frühere Innenministerin Meral Aksener von der von ihr
gegründeten Guten Partei sowie der inhaftierte Selahattin Demirtas
von der den Kurden nahestehenden HDP an. Der frühere Präsident
Abdullah Gül hat auf eine Kandidatur verzichtet.

Sollte Erdogan die Wahl im ersten Durchgang gewinnen, wäre der von
ihm betriebene Umbau der Türkei in ein autoritäres Präsidialsystem
vollzogen. Erdogan wäre Staats- und Ministerpräsident in einer
Person. Bei einem zweiten Wahldurchgang hätte die Opposition die
Chance, einen gemeinsamen Kandidaten aufzustellen und das Blatt noch
zu wenden. Die Opposition rechnet allerdings damit, daß
Wahlmanipulationen dafür sorgen werden, daß die AKP auf über 50
Prozent der Wählerstimmen kommt.

Bei einer Wahlkampfveranstaltung mit Tausenden von AKP-Anhängern am
Sonntag in Istanbul hat Erdogan erklärt, daß er sich bei einer
Wiederwahl weiterhin für einen EU-Beitritt einsetzen wird. Außerdem
kündigte er weitere Feldzüge im grenznahen syrischen Staatsgebiet an.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7752: Medizin und Gesundheitswesen - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Neues Diagnose-Verfahren für die Lungentuberkulose

Bislang verstrich häufig sehr viel wertvolle Zeit für die Behandlung,
bis die Diagnose einer Lungentuberkulose sicher gestellt war. Nicht
weniger als acht Wochen dauerte es, bis die Tuberkulosebakterien auf
geeignetem Kulturmedien angezüchtet und damit nachzuweisen waren.
Jetzt haben Wissenschaftler am Forschungszentrum Borstel laut
Deutschem Ärzteblatt ein sehr viel schnelleres Verfahren zur
TB-Diagnose entwickelt. Es weist jene Immunzellen im Sputum nach, die
auf die Abwehr von Tuberkulosebakterien spezialisiert sind. Somit
kann eine aktive Lungentuberkulose auch dann nachgewiesen werden,
wenn nicht genügend Erbsubstanz der Tuberkulosebakterien vorhanden
ist und sie deswegen erst einmal langwierig angezüchtet werden
müßten.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7779: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Anklage Puigdemonts wegen Rebellion gefährdet Meinungsfreiheit

Der Sonderbeauftragte der Vereinten Nationen für den Schutz der
Meinungsfreiheit, David Kaye, befürchtet ernstlichen Schaden für die
Meinungsfreiheit in Spanien, wenn die dortige Justiz katalanische
Separatisten, denen keine Gewalttaten vorgeworfen werden und auch
keine Anstiftung zur Gewalt, wegen Rebellion anklagt und
gegebenenfalls zu bis zu 30 Jahren Haft verurteilt. Meinungsfreiheit
sei ein Eckpfeiler jeder demokratischen Gesellschaft auch nach
Rückgang der aktuellen politischen Kontroverse, betonte der
Mitarbeiter des Uno-Menschenrechtsbüros in Genf. Die spanische Justiz
fordert von Deutschland die Auslieferung des ehemaligen katalanischen
Regionalpräsidenten Carles Puigdemont. Diesem und anderen
katalanischen Politikern wird im Zusammenhang mit der Ausrufung der
Unabhängigkeit Kataloniens Rebellion vorgeworfen.

6. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7703: Sprache, Kunst und Medium - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Gläubigerschutz soll Gitarrenbauer Gibson retten

Vermutlich die letzte Chance für den in Nashville (Tennessee) 
ansässigen legendären Gitarrenhersteller Gibson stellt ein Antrag auf
Gläubigerschutz dar.

Die 1894 gegründete Firma, die bei Musikern vor allem wegen ihrer
elektrischen Gitarren berühmt wurde, steht bei ihren Geldgebern mit
etwa einer halben Milliarde US-Dollar (rund 415 Millionen Euro) in der
Kreide. Das Unternehmen hofft, mit einem Umstrukturierungsplan und
einem Darlehen in Höhe von 135 Millionen Dollar den Betrieb retten zu
können.

Um nicht sofort in Konkurs gehen zu müssen, können Gläubiger nach
Kapitel 11 des US-Insolvenzgesetzes davon abgehalten werden, ihre
Außenstände sofort einzufordern. Das gibt notleidenden Firmen die
Chance, wieder auf die Beine zu kommen.

Zahlreiche Stars des Rock'n'Roll setzten über Generationen hinweg auf
die Produkte des Hauses. Jetzt stehen bei der Kultfirma allerdings
Hedgefond-Investoren auf der Schwelle. Wie es beim Deutschlandfunk
hieß, seien sie für Instrumentenbauer Henry Juszkiewicz jedoch der
letzte Strohhalm.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7769: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Zwei Palästinenser am Gazagrenzzaun erschossen

Israelische Soldaten haben zwei Palästinenser im Alter von 20 und 23
Jahren erschossen, die sich zusammen mit einer dritten Person an der
Zaunanlage des Gazastreifens zu schaffen machten. Seit Anfang März
wurden im Grenzstreifen der Enklave 51 Menschen erschossen. Die
meisten von ihnen hatten an den freitäglichen Protestaktionen der
Palästinenser teilgenommen. Die israelische Luftwaffe bombardierte in
der Nacht auf Sonntag Einrichtungen im nördlichen Gazastreifen mit
der Begründung, zuvor hätten Bewohner Lenkdrachen mit Brandsätzen die
Grenze überfliegen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7783: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Pro Asyl empfiehlt Dobrindt Grundkurs in Rechtsstaatlichkeit

Der CSU-Landesgruppenvorsitzende Alexander Dobrindt hat sich in der
Zeitung Bild am Sonntag über eine aggressive Anti-Abschiebe-Industrie
in Deutschland beschwert. Hintergrund ist die Kritik an Plänen von
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU), alle Asylsuchenden in
einigen Dutzenden Zentren zusammenzufassen, bis sie entweder in
Deutschland bleiben können oder wieder abgeschoben werden. Außerdem
hat es im baden-württembergischen Ellwangen einen Zwischenfall
gegeben, bei dem Bewohner eines Asylbewerberheims einige Polizisten
daran gehindert hatten, einen Togolesen abzuholen. Laut Dobrindt ist
es inakzeptabel, wenn jemand die Bemühungen des Rechtsstaates bewußt
sabotiert und eine weitere Gefährdung der Öffentlichkeit provoziert
sowie durch Klagen Abschiebungen von Flüchtlingen zu verhindern sucht
und gegen den gesellschaftlichen Frieden anarbeitet.

Dazu empfahl die Flüchtlingsorganisation Pro Asyl Dobrindt, sich
hinsichtlich der Grundlagen des Rechtsstaats kundig zu machen. Die
Grund- und Menschenrechte würden nicht nur für Deutsche gelten. Zum
Kern des Rechtsstaats gehöre, daß Behördenentscheidungen von
unabhängigen Gerichten überprüft würden. Mehr als 40 Prozent aller
Klagen gegen die Ablehnung von Asylanträgen und drohende
Abschiebungen seien im vergangenen Jahr erfolgreich gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7753: Tragisches und Kurioses - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuseeland kämpft um seinen Platz auf der Weltkarte

Die Neuseeländer sind es leid, immer wieder auf Weltkarten ausgespart
zu werden. Mit einer Kampagne will der Pazifikstaat erreichen, daß er
künftig auf keiner Weltkarte mehr vergessen wird oder nur teilweise
auftaucht.

Premierministerin Jacinda Ardem unterstützt die Aktion ausdrücklich.
Immerhin ist das Land größer als Großbritannien, hat allerdings nur
etwa 4,8 Mio. Einwohner. Als Agrarstaat scheint er den Herstellern von
Weltkarten und Atlanten wohl nicht so wichtig, beziehungsweise stört
er ihren Sinn für Symmetrie, wenn die Projektion Greenwich in London
und damit Europa sowie Afrika ins Zentrum der Erde setzt. Dann taucht
NZ als verkantetes Eiland am unteren rechten Rand auf und darüber sehr
viel Wasser.

Unter dem Hashtag #getNZonthemap, was in etwa bedeutet "setzt 
Neuseeland auf die Karte", hagelte es auch viele witzige und ironische
Kommentare. Unter anderem wurde der Inselstaat auf Karten der
Vereinten Nationen, des britischen Fernsehsenders BBC und der
Möbelhauskette Ikea unterschlagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7780: Arbeit, Soziales und Familie - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Massenprotest in Paris gegen Macrons Zuteilungspolitik

In Paris und auch anderen Städten Frankreichs haben Zehntausende
Studenten, Krankenpfleger, Rentner, Eisenbahner und andere Bürger
gegen die Politik von Präsident Macron protestiert. Die Linkspartei
La France Insoumise (Das unbeugsame Frankreich) berichtete von
160.000 Teilnehmern der Kundgebung allein in der Hauptstadt. Diese
warfen Macron vor, im ersten Jahr seiner Präsidentschaft vor allem
Wohlhabende und Unternehmer unterstützt zu haben. Er nehme von den
Armen und verteile an die Reichen. Die Protestkundgebung war von
einem Abgeordneten der Linkspartei Parti de Gauche initiiert worden.
Unter anderem deren Vorsitzender Mélenchon trat als Redner auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7763: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Lärm schädigt das Herz

Lärm schadet der Gesundheit. Wie dpa meldete, erhöht er das Risiko,
an der häufigsten Herzrhythmusstörung, dem Vorhofflimmern, zu
erkranken. Wissenschaftler der Universitätsklinik Mainz hatten bei
der Auswertung von Daten der Gutenberg-Gesundheitsstudie (GHS)
festgestellt, daß bei extremer Lärmbelastung bis zu 23 Prozent der
Untersuchten an Vorhofflimmern litten. Ohne diesen Lärm waren es nur
15 Prozent. Im Gegensatz zu anderen Studien, in denen häufig nur von
ein bis drei Prozent die Rede ist, ist der von den Mainzer Forschern
ermittelte Wert deutlich höher.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7768: Märkte und Finanzen - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Atomstromproduktion in der Europäischen Union

Zwischen 1990 und 2016 ist in der EU der Verbrauch an Strom aus
Atomkraftwerken um 5,6 Prozent gestiegen. Das meldete die europäische
Statistikbehörde Eurostat am Freitag. In Tschechien wurden über 90
Prozent mehr Atomstrom erzeugt, in Frankreich gut 28 Prozent und in
Slowenien fast 24 Prozent. In Deutschland ging die Atomstromerzeugung
um 44,5 Prozent zurück. Damit steht die Bundesrepublik am Ende der
Liste. Derzeit setzt noch die Hälfte der EU-Staaten auf Atomenergie.
Über die größten Kapazitäten verfügt Frankreich. Dort hat Atomstrom
einen Anteil am Strommix von 48 Prozent. Auf den zweiten Platz kommt
Deutschland mit einem Anteil von zehn Prozent. Diese beiden Länder
stehen zusammen mit Großbritannien, Schweden und Spanien für gut vier
Fünftel der Atomstromproduktion in der EU.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7786: Aus Forschung und Technik - 06.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Aus für Navigationsdienst Navigon

Und wieder gibt ein Konkurrent von Google Maps auf. Wie Chip Online
meldete, hat Hersteller Garmin entschieden, fast alle Navigon-Apps
dauerhaft vom Markt zu nehmen. Als Grund für den Rückzug gab Garmin
die steigende Anzahl von kostenlosen Navigations-Apps an, die den 
Markt in den letzten Jahren verändert haben. Insbesondere Google Maps
ersetzt herkömmliche Navigationsgeräte im zunehmenden Maße.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/646: Marsmaulwurf HP3 auf dem Weg zum Roten Planeten (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 05.05.2018

Marsmaulwurf HP3 auf dem Weg zum Roten Planeten:

NASA-Sonde InSight mit DLR-Experiment gestartet



Der Marsmaulwurf HP3 des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR)
wird sich in wenigen Monaten erstmals vollautomatisch bis zu fünf Meter
tief in den Untergrund des Roten Planeten graben und seinen inneren Aufbau
erkunden. Das Experiment ist am 5. Mai 2018 mit der NASA-Mission InSight
zum Mars gestartet. Um 13:05 Uhr Mitteleuropäischer Sommerzeit (4.05 Uhr
Ortszeit) hob eine Atlas-401-Trägerrakete von der kalifornischen Vandenberg
Air Force Base mit der Sonde an Bord ab. Die Landung des geophysikalischen
Observatoriums ist nach einer fast 500 Millionen Kilometer langen
halbjährigen Reise für den 26. November 2018 etwas nördlich des
Mars-Äquators in der Ebene Elysium Planitia geplant. Dort wird sich die
kleine Rammsonde HP3 in den Mars-Boden hämmern und rund zwei Jahre lang
Daten zum Temperaturgefälle im Untergrund liefern. Die Wissenschaftler
wollen verstehen, wie sich das Innere des Mars entwickelt hat, ob er noch
immer über einen heißen flüssigen Kern verfügt und was die Erde im
Vergleich so besonders macht.

"Wir freuen uns, dass das DLR mit HP3 als eines der drei Hauptexperimente
einen bedeutenden Beitrag zur NASA-Mission InSight beisteuert und damit
eine Schlüsselrolle bei der gemeinsamen Erkundung des Marsinneren
einnimmt", sagt die DLR-Vorstandsvorsitzende Prof. Pascale Ehrenfreund beim
Start in Kalifornien und Prof. Hansjörg Dittus, DLR-Vorstandsmitglied für
Raumfahrtforschung und -technologie, ergänzt: "Der heutige erfolgreiche
Start ist das Ergebnis einer mehr als sechsjährigen herausragenden
Gemeinschaftsleistung von sieben DLR-Instituten und Einrichtungen, die die
Entwicklung dieser hochspezialisierten ressourcensparenden
Grabungstechnologie erst möglich gemacht haben."

Die Forscher wollen das Innere des Mars und seine Vergangenheit genauer
entschlüsseln. "Bisher wissen wir nur ungenau, wie und mit welcher
Beschaffenheit sich der Mars in Kern, Mantel und Kruste unterteilt und
warum sich die Dynamik seiner inneren Entwicklung im Vergleich zur Erde so
rasch abschwächte", sagt der Leiter des Experiments HP3 Prof. Tilman Spohn
vom DLR-Institut für Planetenforschung. "Das wollen wir mit den geplanten
Messungen im Marsboden genauer untersuchen und damit auch die Entwicklung
unserer Erde und erdähnlicher Planeten in unserem Sonnensystem und in
anderen Planetensystemen besser verstehen." Das DLR-Experiment HP3 trägt
dazu mit Messungen der Temperatur und Wärmeleitfähigkeit im Untergrund bei.
Es besteht aus dem auf dem Marsboden stationierten Gehäuse, an dessen
Vorderseite eine vertikale Vorrichtung angebracht ist. Darin befindet sich
eine 40 Zentimeter lange Rammsonde von 27 Millimetern Durchmesser - von den
Wissenschaftlern ?Maulwurf? (engl. mole) genannt -, die sich mit einem
elektrisch angetriebenen Hammerschlagmechanismus über mehrere Wochen
Zentimeter für Zentimeter in den Marsboden treiben wird, gefolgt von der an
einem Flachkabel montierten Messsensorik.

Erster Start von der amerikanischen Westküste



Der Nachtstart der InSight-Mission in Richtung Süden über den Pazifischen
Ozean war der erste Start einer interplanetaren Sonde von der
amerikanischen Westküste. Am Ende der Startphase wurde die
Centaur-Oberstufe von der Trägerrakete getrennt und beförderte die Mission
auf einen bogenförmigen Transferkurs von der Erde weg in Richtung Mars.
Zehn Tage nach dem Start findet das erste Kurskorrekturmanöver statt. Nach
weiteren kleinen Kurskorrekturen und zahlreichen Systemtests wird InSight
etwa zwei Monate vor Ankunft am Mars auf den Eintritt in die Marsatmosphäre
mit über 20.000 Kilometern pro Stunde vorbereitet werden. Die Landesonde
wird in einem flachen Winkel in die Marsatmosphäre eindringen: Damit
beginnt die kritische Landephase (EDL, Entry, Descent and Landing), an
deren Ende InSight nach nur sieben Minuten an einem Fallschirm der
Planetenoberfläche entgegenschweben und nach dessen Abtrennen schließlich
von Triebwerken gebremst aufsetzen wird. Der Kontakt mit der Raumsonde
während ihres Flugs zum Mars und während des Missionsbetriebs erfolgt über
die 70-Meter-Antennen des Deep Space Networks der NASA in Kalifornien,
Australien und Spanien.

Das HP3 Instrument auf der NASA-Mission InSight



Die Mission InSight wird vom Jet Propulsion Laboratory (JPL) in Pasadena,
Kalifornien, im Auftrag des Wissenschaftsdirektorats der NASA durchgeführt.
InSight ist eine Mission des NASA-Discovery-Programms. Das DLR steuerte zur
Mission das Experiment HP3 (Heat Flow and Physical Properties Package) bei.
Die wissenschaftliche Leitung liegt beim DLR-Institut für
Planetenforschung, wo das Experiment auch federführend entwickelt wurde, in
Zusammenarbeit mit den DLR-Instituten für Raumfahrtsysteme, Optische
Sensorsysteme, Raumflugbetrieb und Astronautentraining,
Faserverbundleichtbau und Adaptronik, Systemdynamik und Regelungstechnik
sowie Robotik und Mechatronik. Daneben sind beteiligte industrielle
Partner: Astronika und CBK Space Research Centre, Magson und Sonaca.
Wissenschaftliche Partner sind das ÖAW Institut für Weltraumforschung und
die Universität Kaiserslautern. Der Betrieb von HP3 erfolgt durch das
Nutzerzentrum für Weltraumexperimente (MUSC) des DLR in Köln.



Ausführliche Informationen zur Mission InSight und zum Experiment HP3
finden Sie auf der DLR-Sonderseite zur Mission: 

www.dlr.de/insight

sowie in diesem Hintergrundartikel: 

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-27154/#/gallery/30418

Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter: 

http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-27218

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.05.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1662: Regierungspressekonferenz vom 4. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 4. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 4. Mai 2018

Themen: Personalie, Termine der Bundeskanzlerin (Besuch der
Jane-Addams-Schule anlässlich des EU-Projekttags an Schulen,
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden-Konferenz, Verabschiedung des 
acatech-Präsidenten Professor Henning Kagermann, Kabinettssitzung,
Kabinettsausschuss "Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union",
Empfang des Staatspräsidenten der Republik Kosovo, Empfang der Mitglieder
des Staatspräsidiums von Bosnien und Herzegowina, Verleihung des
Internationalen Karlspreises an den französischen Staatspräsidenten,
Festakt zum 60-jährigen Bestehen der Friedrich-Naumann-Stiftung für die
Freiheit, 101. Deutscher Katholikentag, Reise nach Italien anlässlich der
Verleihung des Friedenspreises "Lampe des Friedens"), Konzeption der
Bundeswehr, Medienberichte über angebliche Planungen der Bundeswehr zum
Einsatz von chemischen Waffen in den 60er-Jahren, Amtseinführung des
russischen Präsidenten, Zusammenstöße zwischen Flüchtlingen und der Polizei
in einer Flüchtlingsunterkunft in Ellwangen, Anklage gegen den früheren
VW-Vorstandsvorsitzenden Martin Winterkorn in den USA, Einweihung einer
Karl-Marx-Statue in Trier, Einführung eines Mindestpreises für Alkohol in
Schottland, Handelsgespräche zwischen der EU und den USA, Aktualisierung
des Asyllageberichts des Auswärtigen Amts zu Afghanistan,
E-Privacy-Verordnung, mögliche Einleitung eines
Rechtsstaatlichkeitsverfahren nach Artikel 7 des EU-Vertrags gegen Ungarn,
Annullierung der Kündigungen von 43 ehemaligen Air-Berlin-Mitarbeitern in
Spanien durch den spanische Staatsgerichtshof, Entführung einer
Krankenschwester in Somalia, Auswirkung von Niedrigzinsen auf
Betriebsrenten


Sprecher: SRSin Fietz, Flosdorff (BMVg), Blankenheim (BMF), Burger
(AA), Kock (BMI), Malachowski (BMJV), Maschke (BMG), Baron (BMWi),
Schneider (BMAS)



Vorsitzender Feldhoff: Liebe Kolleginnen und Kollegen, seien Sie mir
herzlich willkommen zu dieser Regierungspressekonferenz an diesem Freitag.
Zuerst begrüße ich Martina Fietz, die neue Stellvertretende Sprecherin der
Bundesregierung. Seien Sie uns herzlich willkommen in dieser Runde. Ich
wünsche Ihnen viel Glück auf diesem Platz! Ansonsten begrüße ich die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Wir fangen wie jeden Freitag an mit den Terminen der Kanzlerin für die
nächste Woche - Frau Fietz, bitte.

SRSin Fietz: Vielen Dank! - Lassen Sie mich, bevor ich mit den Terminen
beginne, kurz noch sagen, dass ich mich freue, jetzt hier zu sitzen. Viele
von Ihnen kennen mich bereits, weil ich diesem Politikbetrieb lange auch
auf der journalistischen Seite angehört habe. Ich habe in den letzten
Jahren bei der "WELT" und "WELT am Sonntag" gearbeitet, bei der "BUNTEN",
bei "Cicero" und bei "Focus Online" gearbeitet. Ich habe den Beruf des
Journalisten immer sehr gerne gemacht und weiß ihn auch zu schätzen. Ich
weiß, wie wichtig gute Informationen für Sie sind. In diesem Sinne auf gute
Zusammenarbeit!

Dann fangen wir an mit den Terminen der kommenden Woche.

Die Bundeskanzlerin wird am Montagvormittag gegen 10.30 Uhr die 
Jane-Addams-Schule - das ist ein Oberstufenzentrum für Sozialwesen - in Berlin
besuchen. Anlass ist der "EU-Projekttag an Schulen", der in diesem Jahr zum
zwölften Mal stattfindet.

In diesem Jahr ist der EU-Projekttag gleichzeitig Auftakt für den
Bürgerdialog zur Zukunft Europas, der europaweit stattfindet. Von Mai bis
Herbst sind dazu Dialogveranstaltungen in ganz Deutschland geplant. Der
Besuch der Jane-Addams-Schule am Montagmorgen wird auch die
Auftaktveranstaltung der Bundeskanzlerin für diese Dialogreihe sein. Daran
werden auch alle Mitglieder der Bundesregierung teilnehmen. Zu den 
EU-Bürgerdialogen wird heute eine Internetseite freigeschaltet, die Sie im
Moment noch unter bundesregierung.de/Europadialog finden können.

Zur Einordnung des Schulprojekttags: Der jährliche Projekttag geht auf eine
Initiative der Bundeskanzlerin anlässlich der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft 2007 zurück und wird von Bund und Ländern gemeinsam
durchgeführt. Ziel ist es, ins Gespräch mit jungen Menschen in Europa zu
kommen und für die europäische Idee zu werben.

Ebenfalls am Montag wird die Kanzlerin nach Frankfurt am Main fahren. Dort
nimmt die Kanzlerin im Commerzbank Tower von 14.30 Uhr bis 16 Uhr an der
großen CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden-Konferenz teil.

Am Dienstag, dem 8. Mai, wird die Bundeskanzlerin bei der Verabschiedung
von Herrn Professor Henning Kagermann als Präsident der Deutschen Akademie
der Technikwissenschaften um 17 Uhr im dbb Forum in Berlin eine Rede
halten. Herr Professor Kagermann hat die acatech - so kürzt man das ab -,
eine Akademie mit rund 400 Mitgliedern unterschiedlichster Institutionen
aus In- und Ausland, fast ein Jahrzehnt lang geleitet.

Am Mittwoch tagt um 9.30 Uhr wie immer das Bundeskabinett unter der Leitung
der Kanzlerin.

Im Anschluss daran tagt der Kabinettausschuss "Austritt Großbritanniens aus
der Europäischen Union". Der Ausschuss wird sich mit dem aktuellen
Verhandlungsstand, der innerstaatlichen Vorbereitung auf den Austritt und
dem künftigen Verhältnis zwischen der EU und Großbritannien beschäftigen.
Für den Mai sind in Brüssel zwei weitere Brexit-Verhandlungsrunden geplant.
Die Europäische Kommission wird den Rat für Allgemeine Angelegenheiten im
Artikel-50-Format am 14. Mai über den Verhandlungsstand informieren.

Am Mittwoch um 17.30 Uhr wird die Bundeskanzlerin den Staatspräsidenten der
Republik Kosovo, Hashim Thaçi, im Bundeskanzleramt begrüßen. Bei Ankunft
von Staatspräsident Thaçi im Kanzleramt sind kurze Pressestatements
geplant. In dem Gespräch werden die bilateralen Beziehungen und regionale
Fragen im Mittelpunkt stehen.

Ebenfalls am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin um 19 Uhr die drei
Mitglieder des Staatspräsidiums von Bosnien und Herzegowina, Bakir
Izetbegović, Mladen Ivanić und Dragan Čović, im Kanzleramt empfangen. Im
Rahmen eines gemeinsamen Abendessens werden die bilateralen Beziehungen,
regionale sowie außen- und sicherheitspolitische Themen erörtert werden.
Vor der Begegnung wird es Pressestatements geben.

Am Donnerstag wird die Bundeskanzlerin ab 11.15 Uhr anlässlich der
Verleihung des Internationalen Karlspreises an den französischen
Präsidenten Emmanuel Macron in Aachen die Laudatio halten. Der
Internationale Karlspreis zu Aachen wurde 1950 erstmals vergeben und ist
der älteste und bedeutendste Preis, mit dem Persönlichkeiten oder
Institutionen ausgezeichnet werden, die sich um Europa und die europäische
Einigung besonders verdient gemacht haben. Die Bundeskanzlerin hat diesen
Preis 2008 erhalten.

Am Donnerstagabend um 18 Uhr wird die Bundeskanzlerin an einem Festakt zum
60-jährigen Bestehen der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit
teilnehmen und eine Rede halten. Die Veranstaltung findet in der "Station"
in Berlin-Kreuzberg statt.

Am Freitag wird die Bundeskanzlerin um 11 Uhr den 101. Deutschen
Katholikentag in Münster besuchen. Sie wird dort an einer Veranstaltung zum
Thema "Deutschland in einer veränderten Weltlage - Wie umgehen mit
Konfliktherden und aggressiven Regimes?" teilnehmen. Sie wird zunächst eine
Rede halten und anschließend mit Podiumsteilnehmern diskutieren sowie
Fragen aus dem Publikum beantworten.

Am Samstag wird die Bundeskanzlerin nach Italien reisen. Anlass der Reise
ist die Verleihung des Friedenspreises "Lampe des Friedens" durch den
Franziskanischen Orden. Die Verleihung wird in der Basilika San Francesco
in Assisi in Anwesenheit von Kolumbiens Staatspräsident Santos - dem
letzten Friedenspreisträger - stattfinden. Die Bundeskanzlerin erhält diese
Auszeichnung für "ihr Versöhnungswerk für ein friedliches Zusammenleben der
Völker". Anlässlich der Feierstunde wird die Bundeskanzlerin eine Rede
halten. Nach der Zeremonie wird noch ein bilaterales Gespräch mit dem
kolumbianischen Staatspräsidenten Juan Manuel Santos stattfinden. In diesem
Gespräch wird sich die Bundeskanzlerin über den aktuellen Stand des
kolumbianischen Friedensprozesses informieren.

Das waren zunächst die Termine der kommenden Woche.

Frage: Zur CDU/CSU-Fraktionsvorstandskonferenz: Frau Fietz, ich habe mich
ein bisschen gewundert, dass Sie das überhaupt vorgestellt haben. Ich hatte
erwartet, dass die Kanzlerin als CDU-Chefin dort hinfährt und nicht als
Kanzlerin.

SRSin Fietz: Das ist eine berechtigte Frage, aber sie fährt tatsächlich als
Regierungschefin dorthin.

Frage : Zur Verleihung des Karlspreises: Ist bei dieser Gelegenheit auch
ein Dreiertreffen mit dem französischen Präsidenten und dem ukrainischen
Präsidenten geplant? Über ein solches Treffen wird zum Beispiel aus Kiew
berichtet.

SRSin Fietz: Es ist richtig, dass neben der Bundeskanzlerin auch der
ukrainische Präsident Poroschenko an der Verleihung des Karlspreises
teilnehmen wird. Das hatte die Bundeskanzlerin ja kürzlich beim Besuch von
Präsident Poroschenko in Berlin schon erwähnt, so wie sie auch erwähnt
hatte, dass es am Rande der Preisverleihung zu einem kurzen Zusammentreffen
der drei Regierungschefs kommen wird. Wir gehen also zum heutigen Stand
davon aus, dass dieses Gespräch auch stattfinden wird.

Zusatzfrage : Worum wird es bei diesem Dreiertreffen gehen?

SRSin Fietz: Wie immer können wir solchen Gesprächen natürlich nicht
vorweggreifen, aber die Kanzlerin selber hat dazu gesagt, dass es
Gelegenheit geben wird, sich kurz über die Lage und auch über die weiteren
Schritte in der Ukraine auszutauschen. Das wird dann wahrscheinlich auch
der Hauptschwerpunkt bei dieser Begegnung sein.

Frage: Ich hätte eine Frage zu einem möglichen Zweiertreffen Macron-Merkel.
Sie hält die Laudatio, er hält eine Rede, aber nutzen die beiden das
Treffen auch, um sich abzustimmen? Denn es gibt ja vom Handel bis hin zu
den Euro- und EU-Reformen, die im Juni anstehen, eine ganze Reihe von
Streitpunkten beziehungsweise Themen, die zu klären sind.

SRSin Fietz: Die Bundeskanzlerin und der französische Staatspräsident sind
sich darin einig, dass Reformen notwendig sind, um Europa für die Zukunft
fit zu machen. Sie stehen dazu eigentlich in einem ständigen
Gesprächsaustausch und werden ihre enge Zusammenarbeit auch in Zukunft
weiterführen. Auf dem Treffen in Aachen wird es jetzt aber keinen
Redewettstreit über die Zukunft Europas geben; das wäre dem feierlichen
Anlass sicherlich nicht angemessen.

Zusatzfrage: Aber gibt es ein Zweiertreffen, das sich dann anschließt, in
dem die beiden noch einmal ein, zwei Stunden Zeit haben, hinter
verschlossenen Türen zu reden?

SRSin Fietz: Zu einem Zweiertreffen mit ein, zwei Stunden Zeit kann ich
Ihnen nichts sagen. Allerdings sind die Bundeskanzlerin und der
französische Präsident natürlich auch am Rande dieser Veranstaltung im
ständigen Gespräch.

Frage: Ist nach dem Treffen mit Herrn Poroschenko und Herrn Macron eine
Pressebegegnung in Aachen geplant?

SRSin Fietz: Nein. Dazu kann ich Ihnen jetzt noch nichts Definitives sagen.
Falls es dort zu einer Begegnung kommt, müssen wir das im Laufe der Woche
dann noch mitteilen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verteidigungsministerium: Herr Flosdorff,
die "Süddeutsche Zeitung" berichtet heute davon, dass die
Verteidigungsminister einen groß angelegten Umbau der Bundeswehr plane -
"Landesverteidigung first" sozusagen. Können Sie uns einmal ein bisschen
erklären, was Sie da vorhaben?

Flosdorff: Ich habe mich auch ein bisschen über die Berichterstattung
gewundert, zumal wir das Entwurfsstadium ja schon vor rund zwei Wochen dem
Parlament übersandt haben. Hier geht es um die Frage: Was ist die
Konzeption der Bundeswehr? Das ist eine Ableitung aus dem Weißbuch 2016.
Das war ein Weißbuch der gesamten Bundesregierung und das hat sozusagen
strategisch-politische Vorgaben gemacht, hat Bedrohungslagen, sich
verändernde Bedrohungsszenarien für die Gegenwart und für die Zukunft
analysiert und daraus Ableitungen für unterschiedliche Ressorts und
Bereiche in der Bundesregierung getroffen.

Im nächsten Schritt geht es um die Frage: Was bedeutet das für die
Bundeswehr und welche strategisch-konzeptionellen Vorgaben müssen wir
machen, um den Aufgaben, die aus dem Weißbuch resultieren, zu entsprechen?
Das heißt, es wird heruntergebrochen, was für unterschiedliche Aufgaben es
gibt und wie wir uns strategisch anders aufstellen müssen. Um hier gleich
einmal einen Zahn zu ziehen: Hier geht es nicht sozusagen um ein Entweder-
oder von Einsätzen und von Landes- und Bündnisverteidigung, sondern darum,
dass die Gewichtung zugunsten der Einsätze, die in den vergangenen 20
Jahren automatisch zugenommen hat - einfach weil es Notwendigkeiten gab -,
jetzt wieder gleichberechtigter neben die Landes- und Bündnisverteidigung
tritt. Die Gründe dafür liegen ja auf der Hand und sie stehen auch im
Weißbuch. Man darf sich das aber nicht so vorstellen, dass das eine Landes-
und Bündnisverteidigung in den Szenarien ist, die einem jetzt einfallen; es
ist vielmehr eine Reaktion darauf, dass wir jetzt neue Szenarien wie
hybride Kriegsführung und wie zum Beispiel Cyberangriffe haben, die im
Prinzip eine schnelle Reaktionsfähig
keit, also mehr Geschwindigkeit, mehr Tempo, mehr Klasse als Masse
erfordern. In diese Richtung gehen die neuen Ausführungen, die die
Ministerin wahrscheinlich in den nächsten Wochen - vorgesehen ist ungefähr
der Juni - als strategische Ableitungen aus dem Weißbuch erlassen wird.

Zusatzfrage: An das Finanzministerium: Wer das heute liest, scheint
offensichtlich zum großen Teil davon auszugehen, dass das heißt, die
Verteidigungsministerin brauche mehr Geld. Geht das Finanzministerium auch
davon aus, dass es das heißt?

Blankenheim: Ich habe den Äußerungen von Minister Scholz am Mittwoch dieser
Woche an diesem Platz nichts hinzuzufügen.

Flosdorff: Vielleicht kann ich das noch ein bisschen erläutern. Dieses
Papier mit der Arbeit an der Konzeption der Bundeswehr wurde direkt im
Anschluss an die Erstellung des Weißbuches im Jahre 2016 begonnen. Es
handelt sich hierbei jetzt also nicht um irgendwelche Dokumente im Rahmen
von Haushaltsverhandlungen, vielmehr geht es hier um eine strategische
Ausrichtung. Diese Arbeiten stehen jetzt kurz vor dem Abschluss. Die
Entwürfe sind vor zwei Wochen dem Parlament beziehungsweise den
Fachpolitikern - auch den Fachpolitikern der Opposition - zugeleitet
worden. Ich denke, dass wir erst heute davon hören, ist sicherlich auch ein
Hinweis darauf, dass es jetzt nicht um konkrete Zahlungen und Forderungen
geht.

Frage: Herr Flosdorff, nur damit ich es richtig verstehe: Wenn das die
Ableitung aus dem Weißbuch beziehungsweise aus dem ganzen Weißbuch-Prozess
ist, dann ist das jetzt also die Umsetzung in das, was das konkret für die
Bundeswehr und ihren Auftrag, ihre Tätigkeit, ihre Ausstattung bedeuten
soll? Wenn das soweit richtig ist, würde mich interessieren: Was heißt das
jetzt konkret in dieser Konstellation, in diesem Verhältnis von
Auslandseinsätzen zu klassische Landesverteidigung, wenn auch vielleicht
mit neuen Mitteln? Wie verschiebt sich das an dieser Stelle konkreter
gegenüber dem, was Sie uns bislang sagen konnten?

Flosdorff: Wenn Sie das Weißbuch aufmerksam gelesen habe, was ich Ihnen
gerne unterstelle, dann sehen Sie ja die neuen Bedrohungsszenarien. Sie
sehen ja auch schon, dass wir auch schon in der vergangenen
Legislaturperiode reagiert haben, was die Strukturen angeht. Wir haben zum
Beispiel den neuen militärischen Organisationsbereich
"Cyberinformationsraum" geschaffen. Wir haben auch im Rahmen der Landes-
und Bündnisverteidigung neue Aufgaben gefunden - ich erinnere nur an die
"schnelle Speerspitze" und an die Erfordernisse der schnelleren
Verlegbarkeit. Daran sehen Sie schon, in welche Richtung das geht. Da geht
es also nicht um große zusätzliche Umfänge, sondern es geht um eine
schnelle Reaktionsfähigkeit und um einen ganz anderen Bereitschaftsstatus,
den man haben muss - nicht nur im Rahmen der Landes- und
Bündnisverteidigung, sondern auch im Rahmen der Krisenprävention und der
Krisenbewältigung in den Auslandseinsätzen.

Durch die Situation nach der Wende oder nach dem Kalten Krieg hatten wir
eine Zunahme von Auslandseinsätzen und letztlich eine Konzentration der
Mittel und Ressourcen auf die Auslandseinsätze. Dazu gekommen ist jetzt im
Nachgang der Krim-Krise, aber auch durch weitere, zusätzliche Bedrohungen
rund um Europa eine Hochbewertung des Themas der Landes- und
Bündnisverteidigung, aber nicht mehr im alten Kontext, sondern es ist eher
im europäischen Rahmen zu denken. Wie stellen wir uns europäisch auf? Wie
verschränken wir zum Beispiel Truppenteile? Wie können wir besser
interoperabel mit anderen Streitkräften Aufgaben bewältigen, die nicht im
Ausland liegen, sondern im Rahmen der Landes- und Bündnisverteidigung
vielleicht auch in einer europäischen Dimension gedacht?

Damit beschäftigt sich die Konzeption der Bundeswehr. Das Dokument wird
öffentlich sein, wenn es denn erlassen sein wird. Im Moment liegen die
Entwürfe den internen Beteiligungsgremien vor, die wir in der Bundeswehr
haben. Die Entwürfe sind auch den Parlamentariern zugänglich gemacht
worden. Selbstverständlich werden sie auch mit den Parlamentariern
besprochen. Diese können das auch kommentieren. Aber Überraschungen
gegenüber dem sehr transparenten Weißbuchprozess im Jahre 2016 wird man
darin nicht finden.

Zusatzfrage: Auch wenn ich vermute, dass Sie momentan etwas abstrakt
bleiben wollen, will ich dennoch nachfragen. Diese Änderungen haben ja
konkrete Auswirkungen auf Material, die Frage der Struktur der Bundeswehr,
auf Personal usw. Wie weit geht das Konzept, was diese Fragen angeht? Steht
darin am Ende zum Beispiel: "Wir brauchen folgendes Waffensystem, damit das
mit Frankreich interoperabel ist", oder ist das noch eine Abstraktionsstufe
höher?

Flosdorff: Jetzt habe ich Ihre Frage, denke ich, richtig verstanden. Hier
geht es um die Dokumentenhierarchie. Das eine ist das Weißbuch; das sind
die strategisch-politischen Vorgaben. Darunter ist die Konzeption der
Bundeswehr; das ist sozusagen ein Zwischenschritt: Was heißt das für die
Bundeswehr? - Dann kommt als nächster Schritt das Fähigkeitsprofil der
Bundeswehr. Darin geht es um das Handlungs- und Leistungsvermögen zur
Erfüllung dieser Aufgaben. Diese Konzeption ist in der Erarbeitung. Sie
wird in diesem Herbst das Licht - ich will nicht sagen: "das Licht der
Öffentlichkeit", weil es dabei auch um eingestufte Informationen geht - der
Fachöffentlichkeit und des Parlaments erleben. Darin werden wir sehen, was
das heruntergebrochen auf einzelne Einheiten genau heißt. Das ist es
vielleicht, was Sie wissen wollten.

Zusatzfrage : Stehen darin dann im Prinzip auch die Zahlen, das, was Sie
brauchen?

Flosdorff: Darin stehen Zahlen. Ich weiß nicht, ob alle Zahlen darinstehen,
die Sie interessieren. Aber darin stehen natürlich mehr Zahlen als in der
Konzeption der Bundeswehr, die eher ein strategisches Dokument ist.

Frage: Herr Flosdorff, im Begleitschreiben zu dem Grundsatzpapier heißt es
unter anderem, dass in der Vergangenheit komplette Strukturen total
verschwunden seien und neu aufgebaut werden müssten. Um welche Strukturen
handelt es sich dabei? Gibt es eine ungefähre Vorstellung, wie viel Geld
man dafür in die Hand nehmen muss?

Flosdorff: An der Antwort auf die zweite Frage wird gearbeitet, wie ich
Ihnen gesagt habe. Das muss erst heruntergebrochen werden. Aber ich nenne
Ihnen ein Beispiel. Wir haben gesagt: Hier geht es praktisch um schnelle
Verlegbarkeit. Das heißt, im Transport muss man Ressourcen haben und muss
sie allozieren. Dazu braucht man zu Luft, zu Land und zu Wasser
Verlegekapazitäten, die dann nicht nur im Rahmen der Bündnisverteidigung
zur Verfügung stehen, sondern natürlich auch im Rahmen der
Krisenbewältigung für Auslandseinsätze.

Zusatzfrage: Worum handelt es sich bei den Strukturen, die durch die
Militärpolitik der vergangenen Jahre verschwunden sind und jetzt, beginnend
bei null, wieder aufgebaut werden müssen?

Flosdorff: Das werden Sie dann im Fähigkeitsprofil der Bundeswehr lesen
können. Es reicht jetzt erst einmal das Stichwort. Wenn wir zum Beispiel
davon reden, dass die Kräfte der Zukunft schneller verlegbar und schneller
einsetzbar werden müssen, dann braucht man - das liegt auf der Hand -
bessere Transportkapazitäten. Das ist ein Beispiel. Es gibt aber auch
Strukturen der Zusammenarbeit mit Partnern in Europa, in den Bündnissen.
Wir müssen schauen, was die Bundeswehr dazu beitragen kann, was davon wir
multinational stemmen können, was wir allein haben wollen und was wir mit
anderen machen. Alle diese Fragen schlagen sich dann auch im
Fähigkeitsprofil wieder.

Frage: Herr Flosdorff, eine Nachfrage, um es richtig zu verstehen: Sie
haben ja jetzt Finanzbedarf angemeldet. Kommt das, was jetzt erarbeitet
wird und was möglicherweise im Herbst konkret vorliegt, noch "on top", oder
wussten Sie jetzt schon, was an zusätzlichem Finanzbedarf Sie im Herbst
anmelden werden? Das habe ich noch nicht ganz verstanden.

Wenn Sie also jetzt bestimmte Fähigkeiten wieder neu entwickeln,
weiterentwickeln oder verstärken wollen, ist das in den Anmeldungen, die
Sie beim Finanzminister für die "Mifi" gemacht haben, schon enthalten oder
noch nicht?

Flosdorff: Ich denke, wir vermengen hier zwei Sachen, die grundsätzlich
parallel, nebeneinander laufen. Natürlich ist alles, was wir an Forderungen
haben, gut begründet. Dahinter liegen konkrete Projekte. Aber das ist
nichts, was man jetzt erst mit der Verabschiedung der Konzeption der
Bundeswehr oder mit der Verabschiedung des Fähigkeitsprofils wüsste. Wenn
wir hohle Strukturen füllen müssen, wenn wir zum Beispiel in einem
Multimilliardenprojekt Digitalfunk einführen müssen, wenn wir wissen, dass
sich für Materialerhalt allein in den nächsten Jahren Milliardensummen
addieren, dann sind das alles keine Überraschungen, und dann würde ich
jetzt keine so direkte Verbindung ziehen.

Frage: Sie hatten betont, dass diese Konzeption natürlich nicht für die
Haushaltsverhandlung geschrieben sei. Aber pocht die
Verteidigungsministerin auch deshalb so auf dieses Geld, weil sie zumindest
ungefähr absehen kann, was dann im Herbst darin stehen wird, was gebraucht
wird und wie viel das kostet?

Flosdorff: Ich finde diese Kurzfristigkeit etwas irritierend. Sie sehen
unsere Planungsprozesse nicht. Wenn wir Rüstungsprojekte anschieben, dann
laufen diese Projekte über zehn oder fünfzehn Jahre. Sie kommen nicht aus
dem Nichts und sind auch nicht in einem Haushaltsjahr, in zwei
Haushaltsjahren oder in einer Legislaturperiode bestellt und beendet. Von
den Projekten, die wir in der vergangenen Legislaturperiode angeschoben
haben - 77 25-Millionen-Vorlagen im Wert von mehr als 30 Milliarden -, wird
ein großer Teil in dieser Legislaturperiode in der Truppe ankommen. Aber
ein Teil wird erst in der folgenden Legislaturperiode in der Truppe
ankommen. So laufen die Planungsprozesse bei uns.

Die Konzeption der Bundeswehr ist eine sehr strategische Ausrichtung. Sie
richtet sich auch auf Szenarien ein, die möglicherweise erst in fünf oder
zehn Jahren eintreten. Es gibt aber auch Szenarien, die schon da sind. Was
wir aktuell in der Haushaltsplanung haben, ist wirklich ein Grundstock
dafür, dass wir eine modernisierte Truppe haben. Zum Großteil sind es keine
zusätzlichen Fähigkeiten, sondern es betrifft den Erhalt von Fähigkeiten,
die wir in der Bundeswehr haben, die aber an vielen Stellen nicht so
unterfüttert sind, wie man sich das gewünscht hat und wie es vielleicht
auch in den vergangenen zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren dem
Investitionsbedarf entsprochen hätte, um heute über das Material zu
verfügen, das man sich wünschen würde.

Das sind die Strukturen, die wir jetzt erst einmal modernisieren und
auffüllen müssen. Dabei geht es im Rahmen dieser und der nächsten
Haushaltsverhandlung nicht in erster Linie um einen substanziellen,
materiellen Aufwuchs, sondern um das Füllen hohler Strukturen.

Zusatzfrage: Sie betonen, dass die Prozesse oft sehr langfristig sind.
Welches Ziel haben Sie sich denn gesetzt, um nicht nur zu sagen, dass Sie
es gleichrangig haben wollen, sondern es in der Realität auch erreichen?

Flosdorff: Das müssen wir in der Realität ja schon erreichen. Sie sehen ja,
dass wir unterschiedlichste Auslandseinsätze bestücken. Ich erinnere nur an
den großen Einsatz in Mali. Sie sehen uns in Afghanistan sehr verlässlich
an der Seite unserer Bündnispartner stehen. Sie sehen, was wir im Irak und
in Jordanien leisten. Sie sehen gleichzeitig, dass wir ein VJTF gestemmt
haben, jetzt in der nächsten Runde auch wieder stemmen werden und bis 2023
zum dritten Mal in der Nato zusätzliche Verpflichtungen haben. Das findet
jetzt schon statt.

Nur muss man die Aufgaben, die sich einem stellen, auch strukturell über
längere Zeit durchhalten können. Auch zusätzlichen Aufgaben muss man sich
stellen, wie wir uns den Cybergefahren stellen, indem wir die
Organisationseinheit Cyber- und Informationsraum aufstellen, wie wir uns
durch strukturelle Maßnahmen bei uns hybrider Kriegsführung stellen. Das
ist "work in progress". Das funktioniert nicht so, dass wir ein Papier
schreiben und es im nächsten Jahr umsetzen, sondern das ist ein Prozess.
Man hat ein strategisches Leitbild und passt sich danach in den Strukturen
an. Das ist unabhängig von aktuellen Haushaltsverhandlungen. Natürlich
braucht es jedes Jahr Haushaltsverhandlungen. Das ist der Rahmen, in dem
wir uns bewegen. Aber das ist nicht an bestimmte Haushaltsverhandlungen in
einem Jahr oder auch in zwei Jahren gekoppelt.

Frage: Wie weit sind Sie denn jetzt mit dem Bereich KCIR gekommen?

Flosdorff: Wir sind in der Aufstellung. Das Kommando füllt sich personell,
und Aufgaben kommen hinzu. Der Organisationsbereich arbeitet. Wir sind mit
den bisherigen Fortschritten zufrieden.

Aber natürlich ist das nicht die Zielmarke. Wir haben ja schon bei der
Aufstellung gesagt: Wir wachsen auf bis zu Beginn der 20er-Jahre, bis wir
voll operationsfähig sind. Aber wir liegen dabei im Zeitplan.

Frage: Herr Flosdorff, bezüglich der Berichterstattung der Kollegen von
NDR, WDR und "SZ" zum Thema der Pläne zu C-Waffen bei der Bundeswehr in den
60er-Jahren hat es aus dem Ministerium geheißen, man habe dazu keine Akten
mehr usw. Nun gibt es unter anderem von Jan van Aken, dem ehemaligen 
Uno-Waffenkontrolleur, aber auch von Militärhistorikern wie Detelf Bald
Forderungen, die sagen, das müsse aufgearbeitet werden. Die Akten können
sie haben beziehungsweise haben sie zum Teil schon. Wird in dieser Sache
etwas passieren?

Flosdorff: Dazu kann ich Ihnen jetzt keine Antwort geben. Man müsste
parlamentarisch besprechen, wie der Wunsch dort ist. Ich weiß nur, dass wir
jetzt über keine Einblicke verfügen und dass wir aktuell auf deutschem
Boden über keine Chemiewaffen verfügen.

Der Vorgang liegt mehr als 50 Jahre zurück. Ich sehe kein Problem darin,
dass Historiker das aufarbeiten. Aber das ist sicherlich keine Frage des
aktuellen Regierungshandelns.

Zusatzfrage: Habe ich Sie richtig verstanden? Wenn aus dem Bundestag der
Wunsch kommt, man solle das aufarbeiten, dann würden Sie diesem - - -

Flosdorff: Wenn Akten vorhanden sind und wenn das möglich ist, dann sehe
ich jetzt von dieser Warte aus keine Hinderungsgründe. Aber das ist kein
aktuelles Regierungshandeln, das wir hier normalerweise besprechen.

SRSin Fietz: Nur eine kurze Information: Nach dem Dreiertreffen in Aachen
wird es keine Pressekonferenz geben.

Frage: Am Montag wird in Moskau die Amtseinführung des neuen und alten
Präsidenten stattfinden. Wird ein Vertreter der Bundesregierung bei dieser
Zeremonie anwesend sein, vielleicht der neue Russlandbeauftragte, Herr
Wiese?

Burger: Ich habe Ihnen zum jetzigen Zeitpunkt keine Reisepläne mitzuteilen.
Nach bisheriger Planung wird aber die deutsche Botschaft in Moskau dort
vertreten sein.

Zusatzfrage: Ist daraus zu schließen, dass die Bundesregierung keine großen
Erwartungen auf eine Änderung der russischen Politik in nächster Zeit hat?

Burger: Nein.

Zusatzfrage: Heißt das, dass sie eine Erwartung hat?

Burger: Nein. Ich sage nur, dass Sie daraus nicht diesen Schluss ziehen
sollten.

Zusatzfrage: Könnten Sie dann vielleicht erläutern, welche Erwartungen die
Bundesregierung an Moskau hat?

Burger: Ich denke, das haben wir hier immer wieder gesagt. Wir wünschen uns
natürlich, dass Moskau eine konstruktive Rolle dabei spielt, den Minsker
Prozess für einen Frieden in der Ukraine wieder in Gang zu bekommen. Wir
wünschen uns, dass Moskau eine konstruktive Rolle spielt, wenn es darum
geht, die Friedensgespräche für Syrien wieder in Gang zu bekommen. Dazu
haben wir, denke ich, in den letzten Wochen sehr, sehr viel erzählt.

Frage: Eine Frage an das BMI im Nachgang zu Ellwangen: Der Minister hat
sich dazu ja gestern schon geäußert. Es gab eine Positionierung von Armin
Schuster von der CDU, der sagte, es gebe eine rote Linie, die von
Asylbewerbern mittlerweile beinahe täglich vorsätzlich überschritten werde.
Verfügt das BMI über den empirischen Nachweis einer solchen zunehmenden,
fast täglichen vorsätzlichen Überschreitung von rechtsstaatlichen Linien?

Die zweite Frage: Als Konsequenz seiner Einschätzung fordert Herr Schuster
mehr spürbare Härte im Vorgehen der Exekutivbehörden und mehr politische
Rückendeckung für eine solche demonstrative, spürbare Härte. Bekommt er
diese spürbare Rückendeckung vom Bundesinnenminister?

Kock: Parteipolitische Äußerungen - darunter fällt das - kommentieren wir
hier nicht weiter.

Der Minister hat sich gestern breit zu Ellwangen geäußert. Das haben Sie
erwähnt. Er hat sich auch dahingehend geäußert, dass die 
baden-württembergischen Behörden, die in diesem Fall zuständig sind - auch die
Polizei dort ist zuständig, nicht die Bundespolizei -, bei Bedarf seine
volle Unterstützung haben.

Zusatzfrage: Aber die Frage, ob das Bundesinnenministerium über empirische
Daten verfügt, ob vorsätzliche Übergriffe gegen rechtsstaatliche Gebote
tatsächlich zunehmen, ist keine parteipolitische Frage. Verfügen Sie über
solche Daten?

Kock: Das müsste ich prüfen, das ist mir nicht bekannt.

Frage: Hat der Bundesinnenminister schon Konsequenzen aus den Vorgängen
dort gezogen? Ich denke vor allem an die geplanten Rückführzentren, an die
AnKER-Zentren. Es gibt ja bereits Stimmen, die sagen: Wenn man dort solche
Zentren mit 500 und mehr Insassen installiert, dann ist das einfach nicht
mehr überschaubar.

Kock: Zunächst einmal gilt es, den Sachverhalt aufzuklären. Das tun die
Behörden vor Ort, wie ich es gerade schon gesagt habe. Erst wenn man genau
weiß, was passiert und warum es passiert ist, kann man mögliche
Konsequenzen ziehen. Das ist immer so. Das handhaben wir auch immer so,
auch in aller Ruhe.

Zur Frage der AnKER-Zentren: Sie sind wie auch die Sicherheit und die heute
schon bestehenden Einrichtungen in der Zuständigkeit der Länder. Vorfälle
wie jetzt in Ellwangen sind herausragende Vorfälle. In diesem Ausmaß
passiert das nicht täglich. Ich denke, das ist allen hier im Raum klar.

Vielleicht kann ich noch etwas zur Zuständigkeit der Bundespolizei
ergänzen, was in diesem Zusammenhang auch immer wieder angesprochen wird.
Wie schon gesagt, ist Polizei grundsätzlich Ländersache. Die Bundespolizei
ist eine fachlich spezialisierte Polizei des Bundes, die insbesondere für
die Kernaufgaben Grenzschutz, Bahnpolizei und Luftsicherheit eingesetzt
wird. Sie kann aber in bedeutsamen Einzelfällen, die zu einer polizeilichen
Höchstbelastung eines Landes führen, zum Einsatz kommen. Das betrifft
beispielsweise Großdemonstrationen. Ich denke, aus diesem Zusammenhang ist
das allen bekannt. Sie kann im Rahmen der Eilkompetenz bei einer
gegenwärtigen erheblichen Gefahr im Einzelfall unterstützen. Aber sie
unterstützt dann immer die Maßnahmen des jeweils zuständigen Bundeslandes.

Zusatzfrage: Geht dann die Kritik, die Herr Malchow von der GdP geäußert
hat, im Grunde ins Leere? Er hat gesagt, Wachmannschaften wären die
Bundespolizisten nicht, und Sie sagen, dafür seien sie auch gar nicht
vorgesehen.

Kock: Das ist Ihre Bewertung.

Frage: Sie haben gerade so schön betont, dass eine Aufklärung der
Vorkommnisse als solcher erst einmal oberstes Gebot sei. Der Innenminister
hat sich gestern aber schon relativ fix zu den Vorkommnissen geäußert. Es
ist durchaus umstritten, wie die Abläufe waren und was wozu geführt hat.
Wie muss ich es einordnen, wenn sich ein Bundesinnenminister in erstaunlich
kurzer Zeit nach einem entsprechenden Vorfall schon sehr klar positioniert
und äußert, aber Sie heute sagen, eigentlich sei Aufklärung, bevor man
Konsequenzen in irgendeiner Form fordere, erst einmal oberstes Gebot? Ich
verstehe es einfach nicht.

Kock: Der Minister hat sich gestern auch dahingehend geäußert, dass man
sich das jetzt genau anschauen und dann gegebenenfalls die Konsequenzen
ziehen muss. Ansonsten habe ich den Worten des Ministers nichts
hinzuzufügen.

Frage: Doch noch einmal zur Frage der AnKER-Zentren, weil sie ja ein
Projekt des Bundesinnenministers sind. Wie reagieren Sie auf Feststellungen
sowohl von Polizeiexperten als auch von Sozialwissenschaftlern, die sagen,
gerade die hohe Zusammenballung von Menschen in solchen Einrichtungen
fördere Konfliktpotenzial, und es heizte die Gewalt- und
Konfliktbereitschaft an, wenn es so wäre - das ist auch eine mögliche
Konsequenz der AnKER-Zentren -, dass dort Menschen seien, die eigentlich
keine Perspektive mehr sähen? Schaffen Sie mit den AnKER-Zentren nicht
unter Umständen etwas, was man "self-fulfilling prophecy" nennen könnte?

Kock: Nein, das sehen wir nicht so.

Zusatzfrage: Das sind ja nicht vom Himmel geholte Einschätzungen und
Prognosen, sondern welche von Menschen, die mit dem Sachverhalt vertraut
sind. Es gab auch Fälle in Tempelhof, als der alte Flughafen zeitweilig
eine Massenunterkunft war. Wie gehen Sie damit um? Sagen Sie nur "Wir sehen
es nicht so"?

Kock: Nein. Es gab ja schon immer diese Vorfälle. Es gab in den Zeiten des
großen Flüchtlingszustroms ja Unterkünfte - Sie haben jetzt Tempelhof
angesprochen -, in denen es immer wieder zu Vorfällen kam, was, denke ich,
auch nicht überraschend ist, wenn insbesondere junge Männer in diesem
Umfang auf wenig Raum zusammenwohnen. Das wurde damals schon geregelt und
organisiert. Es ist nicht vorgesehen, dass die Polizei dauerhaft in solchen
Einrichtungen ist - das war auch nie so -, sondern dass sie bei Bedarf
dazukommt und Vorfälle dann auch geklärt und aufklärt werden.

Frage: Ich würde ganz gerne einfach noch einmal den Gedanken verstehen, wie
Sie bei den AnKER-Zentren damit umgehen wollen. Bei denjenigen, bei denen
klar ist, dass sie keine Bleibeperspektive haben, und denen das vielleicht
auch selbst klar ist, haben Sie eigentlich überhaupt kein Drohpotenzial zur
Verfügung. Sie können ja schlecht sagen "Dann stecken wir sie halt in den
Knast!" - das funktioniert ja nicht - oder "Wir schieben sie dann ab". Das
würden Sie ja eh tun. Wie wollen Sie diese Menschen also dazu bewegen, sich
in diesen Zentren gesetzestreu zu verhalten?

Kock: Noch gibt es ja diese Zentren nicht, und die genaue Ausgestaltung der
AnKER-Zentren wird derzeit in Zusammenarbeit mit den Ländern beschrieben
und vorgenommen.

Frage: Ich habe noch nicht verstanden: Wer soll denn dann diese 
AnKER-Zentren betreiben? Wer übernimmt die Verantwortung? Wer betreut
möglicherweise die Personen, die da drin sind? Machen das dann
ausschließlich Länderbehörden und der Bund gar nicht? Das habe ich bisher
anders verstanden.

Kock: Bund und Länder machen das gemeinsam.

Zusatzfrage: Ist dann möglicherweise doch die Bundespolizei wieder mit im
Boot?

Kock: Ich habe ja gerade erläutert, in welchen Fällen die Bundespolizei zum
Einsatz kommen kann. Die Bundespolizei ist keine Polizei im Sinne eines
Wachschutzes oder so etwas.

Frage: Ich habe erst einmal eine Frage zum Thema VW. Ich würde gerne vom
BMJV wissen, ob man vonseiten der USA schon irgendeine Art von
Rechtshilfeersuchen im Fall Winterkorn erhalten hat.

Könnten Sie kurz ausführen, unter welchen Umständen ein deutscher
Staatsbürger in Deutschland wegen einer Strafverurteilung in den USA
belangt werden könnte, wenn er oder sie nicht für das Verfahren dort
gewesen ist?

Malachowski: Zur ersten Frage: Ich muss Sie um Verständnis dafür bitten,
dass wir konkrete Verfahren hier grundsätzlich nicht kommentieren, also
sagen, ob etwas erfolgt ist oder nicht.

Die zweite Frage dreht sich darum, wenn ich es richtig verstehe, inwiefern
ein Urteil vollstreckt werden kann, das gegen jemanden in Abwesenheit
ergangen ist, ja? - Die Regeln der Strafvollstreckung richten sich nach dem
IRG. Dort müsste ich einmal nachschauen, wie das ist. Ich glaube aber, dass
das nicht geht. Ich werde einmal kurz nachschauen, und vielleicht kann ich
das noch im Laufe der Pressekonferenz nachliefern.

Zusatzfrage: Könnten Sie auch nachliefern, inwiefern sich Deutschland in
solchen Fällen darum bemüht, einem befreundeten Rechtsstaat möglichst dabei
zu helfen, ein Strafverfahren durchführen zu können, wenn der betreffende
Angeklagte in Deutschland ist? Gibt es irgendwelche Präzedenzfälle? Ist man
da prinzipiell guten Willens, den USA auszuhelfen?

Malachowski: Ich verstehe jetzt nicht ganz, was Sie meinen.

Vorsitzender Feldhoff: Ich glaube, es geht um die Frage, ob Sie den USA
helfen, Herrn Winterkorn strafrechtlich zu verfolgen.

Malachowski: Es gibt ohnehin eine Anklage einer Staatsanwaltschaft, ich
glaube, der Staatsanwaltschaft Braunschweig. Dort läuft das Verfahren.
Meinen Sie jetzt also, ob wir ihn in die USA verbringen können, damit dort
kein In-Absentia-Verfahren abläuft?

Zusatz : Ja, beispielsweise.

Malachowski: Das halte ich eigentlich für sehr unwahrscheinlich. Aber ich
schaue trotzdem gerne einmal nach.

Frage: Ich kann die Frage nur erweitern: Vielleicht können Sie dann auch
bitte nachschauen, was passieren würde, wenn Herr Winterkorn in einem 
EU-Land wäre, da ja nicht 100-prozentig geklärt zu sein scheint, ob er sich
jetzt hier in Deutschland oder in einem EU-Land aufhält. Würden die 
EU-Länder dann verpflichtet sein, den USA bei einem amerikanischen
Auslieferungsgesuch zu helfen, oder würden die den als deutscher
Staatsbürger nur nach Deutschland ausliefern können?

Malachowski: Ich bin mir nicht sicher, ob ich das überhaupt nachreichen
kann. Dafür müsste ich dann ja theoretisch 26 Rechtsordnungen durchkämmen.
Ich schaue aber einmal, ob sich dazu etwas finden lässt.

Zusatz: Ich dachte, darüber gibt es vielleicht eine europäische Einigung.
Es gibt ja auch einen Europäischen Haftbefehl.

Malachowski: Den gibt es auf jeden Fall. Deswegen können ja auch deutsche
Staatsangehörige innerhalb des EU-Auslands oder innerhalb der EU
ausgeliefert werden, wenn auch nicht darüber hinaus. Ich schaue aber
einmal, ob ich dazu etwas auftreiben kann.

Frage: Ich habe eine Frage zu der Einweihung der Karl-Marx-Statue in Trier.
Ich glaube, das wird morgen, am Samstag, passieren. Diese Statue ist ja
unter anderem von der chinesischen Regierung finanziert worden. Ich glaube,
Herr Maas nimmt heute an der Feier teil. Dort redet unter anderem auch Herr
Juncker. Meine Frage ist: Wie sieht man das eigentlich? Heißt Herr Maas
damit im Grunde genommen auch diese ganze Aktion gut, also eine von China
finanzierte Errichtung einer Marx-Statue in Trier? Wie steht die
Bundesregierung eigentlich dazu? Gab es die Überlegung, dass vielleicht die
Kanzlerin dorthin fährt? Das ist ja jetzt zumindest in China offenbar ein
größeres Ereignis.

Burger: Mir ist der Termin, ehrlich gesagt, bisher noch nicht bekannt
gewesen. Ich reiche das gerne nach, wenn ich etwas dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Heißt das offenbar oder jedenfalls, er fährt nicht als
Außenminister dorthin?

Burger: Ich weiß es einfach nicht. Ich weiß von diesem Termin bisher noch
nichts.

SRSin Fietz: Der Termin ist mir im Moment auch nicht bekannt. Wenn sich
irgendetwas dazu sagen lässt, würden wir Ihnen das direkt zukommen lassen.

Frage: Vielleicht könnte das Justizministerium auch sagen, ob denn
Ministerin Barley, die ja besondere Beziehungen zu Trier hat, morgen an der
Feierlichkeit teilnehmen wird.

Frau Fietz, kann man klären, ob die Bundesregierung es generell als Problem
ansieht, wenn Regierungsmitglieder an dem 200. Geburtstag von Karl Marx
teilnehmen, bei dem dann eben eine Statue, die von China gestiftet wurde,
enthüllt wird?

SRSin Fietz: Wir prüfen das und würden uns dann gegebenenfalls noch einmal
melden.

Malachowski: Ich kann ergänzen, dass, soweit ich weiß, Frau Barley
tatsächlich an diesem Wochenende Termine im Wahlkreis hat, und Trier liegt
in ihrem Wahlkreis. Was für Termine das aber konkret sind, kann ich Ihnen
hier nicht sagen.

Zusatzfrage: Aber können Sie nachreichen, ob sie morgen teilnehmen wird?

Malachowski: Ich kann es versuchen, aber das wäre eigentlich eher eine
Frage an das Bundestagsbüro von Frau Barley.

Frage: Frage an das Bundesgesundheitsministerium: Schottland hat die
Einführung einer Spritsteuer auf Alkohol beschlossen. Ist das ein Vorbild
für die Bundesregierung? Frau Mortler hat sich ja zumindest wohlwollend und
offen dafür gezeigt.

Maschke: Aus Sicht des Gesundheitsministeriums kann ich auf die
Präventionsmaßnahmen verweisen, die wir in diesem Bereich durchführen. Wir
sehen auch schon, dass das zu Erfolgen führt. Es gibt also beispielsweise
verschiedene Präventionskampagnen für verschiedene Zielgruppen. Wenn man
sich beispielsweise den Alkoholkonsum von Jugendlichen anschaut, die
regelmäßig Alkohol trinken, sieht man, dass sich ihr Anteil von 70 Prozent
im Jahr 1970 auf jetzt 30 Prozent reduziert hat. Das sind die Maßnahmen,
die wir gerade vorantreiben und die wir auch weiterbringen werden. Darauf
setzen wir.

Zusatzfrage: Nun weiß man aber aus der Erfahrung, dass eine deutliche
Verteuerung eine besondere Lenkungswirkung auch im präventiven Sinne
entfalten kann. Die Frage war: Erwägen Sie oder prüfen Sie ernsthaft auch
die Einführung einer solchen gezielten Erhöhung der Kosten, also der
Besteuerung des Alkoholanteils?

Maschke: Wir setzen aktuell auf die Präventionsmaßnahmen, die ich Ihnen
gerade - - -

Zusatz: Also ist die Antwort Nein!

Maschke: Wie gesagt: Ja, wir setzen aktuell auf die Präventionsmaßnahmen.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Wirtschaftsministerium zum Thema Handel.
Die Bundeskanzlerin hat ja angekündigt, dass sich die Handelsminister, die
Wirtschaftsminister und auch die Regierungschefs im EU-Rahmen über ein
europäisches Mandat für die Gespräche mit den USA vor dem 1. Juni abstimmen
werden. Können Sie uns dafür einen Zeitplan nennen? Was ist geplant? Wann
wird sich Herr Altmaier in die Gespräche einschalten?

Baron: Vielen Dank! - Nein, konkrete Zeitpläne kann ich da nicht nennen.
Das müsste auch die europäische Ebene tun, sie müsste einladen. Klar ist,
und das haben wir auch deutlich gemacht, dass es wichtig ist, zügig
Gespräche zu führen, um in Europa zu gemeinsamen Positionen zu kommen und
eben das weitere Vorgehen zu erarbeiten. Ich kann nur noch einmal auf das
verweisen, was Herr Altmaier auch in den vergangenen Tagen betont hat:
Wichtig ist es oder Ziel muss es natürlich sein, Zölle zu senken, nicht,
sie zu steigern. - Für die Zeitpläne auf EU-Ebene müsste ich aber auf die
europäischen Institutionen verweisen.

Zusatzfrage: Darf ich noch einmal nachfragen, weil Herr Altmaier ja mit
Blick auf Frankreich gesagt hat, dass es gleichermaßen schwierig sei, mit
den USA und mit Frankreich eine Vereinbarung auf unterschiedlichen Ebenen
hinzubekommen? Können Sie uns einen Überblick darüber geben, welche
europäischen Länder eigentlich die deutsche Position unterstützen, dass man
die Amerikaner auch damit lockt, dass man ein umfassendes Handelsabkommen
abschließen könnte, wenn auf die Schutzzölle verzichtet werden würde?

Baron: Nein, das kann ich an dieser Stelle nicht tun. Ich kann nur nochmal
betonen, und auch das hat Herr Altmaier mehrmals betont: Europa wird mit
einer Stimme sprechen. Dem dient ja eben, dass jetzt schnell gemeinsame
Positionen auf EU-Ebene verhandelt werden. Aber die Gespräche und
Verhandlungen führt die EU, natürlich ebenso die Abstimmung im EU-Kreis.

Zusatzfrage: Ich würde gerne zum einen diese Frage an Frau Fietz
weitergeben, nämlich die nach der Abstimmung auf der Ebene der
Regierungschefs. Können Sie uns sagen, ob die Bundeskanzlerin da schon
konkrete Gespräche geführt hat?

Zum anderen habe ich noch eine Frage an Frau Baron. Die Amerikaner scheinen
ja mit den Chinesen in den Handelsgesprächen vorangekommen zu sein.
Fürchten Sie eigentlich, dass eine amerikanisch-chinesische Einigung im
Handelsstreit dazu führen wird, dass der Druck auf die Europäer steigt?

SRSin Fietz: Dann fange ich einmal an. Grundsätzlich gilt ja, dass die
Bundeskanzlerin sehr stark dafür plädiert, dass es keine weiteren Zölle
gibt und dass weltweit und auch speziell zwischen der EU und Amerika ein
möglichst breiter Handel stattfinden kann. Dazu steht sie in ständigem
Kontakt mit den Staats- und Regierungschefs, auch denen innerhalb der EU.
Aber im Moment werden die Verhandlungen auf EU-Ebene und von EU-Seite
vorbereitet, und es gibt ja jetzt noch eine gewisse Zeit, um diese
Gespräche tatsächlich konstruktiv weiterzuführen.

Baron: Ich kann mich dem auch nur noch einmal anschließen. Natürlich
verfolgen wir die Entwicklungen in diesen Handelsfragen, die jetzt
passieren, auch die Entwicklungen zwischen den USA und China. Aber das sind
natürlich unterschiedliche Prozesse, die sich auch in unterschiedlichen
Stadien befinden. Für die europäische Ebene gilt, dass es jetzt eben
richtig ist, diese gemeinsamen Positionen zu finden und Gespräche zu
führen. Natürlich gilt für uns, dass die transatlantischen Beziehungen sehr
wichtig sind. Die sind gut, und sie sollen es auch in Zukunft bleiben.

Frage: Frau Baron, es gab Ende Februar, glaube ich, schon einmal ein 
EU-Handelsministertreffen, bei dem man sich grundsätzlich darauf verständigt
hat, eine WTO-Klage anzustrengen, falls es halt bei diesen Strafzöllen
bleibt. Was ist eigentlich mit dieser WTO-Klage? Wird die vorbereitet? Es
dauert ja sicherlich eine Zeit, bis man so eine Klage einreichen kann.

Baron: Auch das ist wieder eine Aufgabe der europäischen Institutionen,
sozusagen über die Dinge zu entscheiden und mit den Mitgliedstaaten im Rat
und im Austausch mit der Kommission zu diskutieren. Auch diese Frage müsste
ich leider an die europäische Ebene weitergeben.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt: Herr Burger, wann wird das
Auswärtige Amt die neue Sicherheitseinschätzung für Afghanistan vorlegen?
Das ist uns ja bereits mehrfach avisiert worden und ist auch für die Frage
der Flüchtlingsrückführung von Relevanz.

Burger: Die Aktualisierung des Asyllageberichts zu Afghanistan konnte wegen
der durch den Anschlag vom 31. Mai 2017 weiterhin stark eingeschränkten
Arbeitsfähigkeit der Botschaft Kabul bisher noch nicht erfolgen. Wir
arbeiten jedoch mit Hochdruck daran und hoffen, den Bericht voraussichtlich
bis Ende Mai an die zuständigen Innenbehörden übermitteln zu können.

Frage: An das Wirtschaftsministerium zur E-Privacy-Verordnung: Wann wollen
Sie Ihre Position für den Rat fertig haben, falls Sie die nicht doch schon
in den vergangenen Tagen gefunden haben?

Baron: Wie Sie wissen, laufen da die Abstimmungen, und auch die 
E-Privacy-Verordnung befindet sich ja noch im Abstimmungsprozess. Dazu kann ich jetzt
keine näheren Daten nennen.

Zusatzfrage: Die E-Privacy-Verordnung befindet sich unter anderem deswegen
im Abstimmungsprozess, weil es das Bundeswirtschaftsministerium bislang
nicht geschafft hat, eine deutsche Position dafür zu finden. Daher stelle
ich noch einmal die Frage, bis wann das Bundeswirtschaftsministerium die
deutsche Position für den Rat überhaupt gefunden haben wird. Am 25. Mai
wird die Datenschutz-Grundverordnung kommen. Dann wird die komplementäre 
E-Privacy-Verordnung fehlen. Bis wann soll es denn so weit sein?

Baron: Die Abstimmungen laufen. Wie Sie wissen, sind das ja immer
Positionen, die innerhalb der Bundesregierung abgestimmt werden und als
Position der Bundesregierung natürlich auf europäischer Ebene vertreten
werden müssen.

Frage: Mich würde interessieren, wie das Auswärtige Amt darauf reagiert,
dass regierungsnahe Zeitungen in Ungarn Journalisten aus Deutschland und
von woanders auf schwarze Listen setzen.

In diesem Zusammenhang gefragt: Wie steht die Bundesregierung zu den
Bestrebungen des Europaparlaments, gegen Ungarn ein
Rechtsstaatlichkeitsverfahren nach Artikel 7 des EU-Vertrags einzuleiten?

Burger: Es tut mir leid; das sind beides Sachverhalte, die mir nicht
präsent sind. Das muss ich Ihnen nachreichen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Der spanische
Staatsgerichtshof hat die fristlose Kündigung der spanischen 
Air-Berlin-Beschäftigten für unwirksam erklärt. Kann das irgendwelche Auswirkungen auf
die Konkursmasse und auf die mögliche Rückzahlung des Bundeskredits haben,
oder gibt es dazu keine Beziehungen?

Baron: Das weiß ich nicht. Die Frage kann ich - ehrlich gesagt - nicht
beantworten. Aber es wäre auch eine Frage, die der Insolvenzverwalter im
Insolvenzverfahren prüfen und beantworten müsste. Da muss ich leider auch
an dieser Stelle weiter verweisen.

Zusatzfrage: Mit dem Insolvenzverwalter wäre es am Ende unter Umständen
weniger Geld für den Bund. Deswegen könnten Sie ein eigenes Interesse an
der Klärung dieser Frage haben.

Baron: Es gibt klare Verfahrensbestimmungen zum Insolvenzverfahren. Die
Prozesse liegen da eben bei der Insolvenzverwaltung.

Frage: Eine kurze Frage an das Auswärtige Amt: Haben Sie Neuigkeiten von
der entführten Krankenschwester in Somalia?

Burger: Sie wissen, dass wir uns zu möglichen Entführungsfällen hier ganz
grundsätzlich mit Blick auf das Wohl der Betroffenen nicht äußern. So werde
ich es heute auch halten.

Zusatzfrage: Aber Sie sind in diesen Fall eingeschaltet und wollen uns
nichts sagen?

Burger: Ganz grundsätzlich sagen wir zu Entführungsfällen an dieser Stelle
leider gar nichts. Das werde ich hier auch so halten.

: Trotzdem die Nachfrage, auch wenn Sie grundsätzlich nichts sagen:
Grundsätzlich heißt in der Regel, es gibt eine Ausnahme. Wenn es
beispielsweise eine positive Nachricht geben würde, würden Sie uns das dann
mitteilen?

Burger: Ich habe ja gerade gesagt, das gilt grundsätzlich - und das gilt
heute auch.

Frage: Ich habe eine Frage an das Arbeitsministerium: Welche Probleme sieht
man wegen des anhaltenden Zinstiefs für Betriebsrenten und die Rentenhöhe?
Was tut die Regierung zur Sicherung der Betriebsrenten, und was erwartet
man von Arbeitgeberseite in der Hinsicht?

Schneider: In der Tat stellt das Niedrigzinsumfeld eine enorme
Herausforderung für viele Pensionskassen dar. Es gab heute ja auch
Berichterstattung zum Thema Pensionskassen. Was allerdings die finanzielle
Aufstellung der Pensionskassen anbelangt, muss ich Sie leider an das BMF
verweisen.

Das würde ich jedenfalls zur heutigen Berichterstattung über die BaFin und
der gestrigen Jahres-PK sagen wollen.

Blankenheim: Ich habe jetzt den Aussagen der BaFin gestern auf der
Jahrespressekonferenz nichts Großes hinzuzufügen. Das Niedrigzinsumfeld
stellt die Pensionskassen vor große Herausforderungen. Die BaFin hat die
Aufsicht intensiviert, und die BaFin steht auch mit den Aufsichts- und
Pensionskassen in einem engen Austausch.

Frage: Gibt es denn aus Sicht des Finanzministeriums jetzt irgendeinen
akuten Handlungsbedarf seitens des BMF?

Frau Schneider, können Sie für das BMAS sagen, ob Sie entsprechenden
Handlungsbedarf identifiziert haben, wo Sie sagen "Da müssen wir politisch
heran"? Pensionskassen sind ja durchaus systemrelevant.

Blankenheim: Ich glaube, dazu hat Herr Hufeld gestern alles bei der 
BaFin-Pressekonferenz gesagt. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Schneider: Gleichfalls.

Zusatzfrage: Daraus schließe ich, dass es keinen politischen
Handlungsbedarf gibt?

Blankenheim: Das ist ein Thema der Aufsicht und im Moment kein
gesetzgeberisches.

Vorsitzender Feldhoff: Gibt es weitere Fragen? - Dann frage ich noch einmal
das BMJV nach Herrn Winterkorn und möglicher Strafverfolgung.

Malachowski: Ich kann teilweise ergänzen. Ich kann zum einen ergänzen, dass
Frau Barley tatsächlich an dieser Veranstaltung in Trier teilnehmen wird.

Dann kann ich zumindest teilweise ergänzen, dass deutsche Staatsangehörige
nicht ausgeliefert werden. Ausnahmen sind innerhalb der Europäischen Union
und an internationale Gerichte. Aber das ist ja in diesem Fall nicht
einschlägig.

Was die Frage von Ihnen betrifft: Das habe ich jetzt in der Kürze der Zeit
nicht finden können, wie das europaweit geregelt ist. Das versuche ich im
Laufe des Nachmittags herauszufinden.

Freitag, 4. Mai 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 4. Mai 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/05/2018-05-04-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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JUSTIZ/700: USA - Scheineingeständnis Trumps nur ein Manöver ... (SB)


USA - Scheineingeständnis Trumps nur ein Manöver ...



Sein Leben lang hat Donald Trump Frauen wie nützliche Objekte
behandelt, die einzig dazu dienten, seine Bedürfnisse, sei es sexuell
oder im Sinne des Prestiges, zu stillen. Seine erste Frau, das
tschechische Topmodel Ivana Winklmayr, hat er mit seiner zweiten, der
Hollywood-Schauspielerin Maria Maples, betrogen, und die wiederum mit
seiner dritten, dem slowenischen Topmodel Melania Knauss. Letztere,
die heutige First Lady, hat er 2006, als sie mit dem gemeinsamen Kind
Barron schwanger war, durch eine Affäre mit der Porno-Darstellerin
Stormy Daniels, richtiger Name Stephanie Clifford, betrogen. Jener
Seitensprung könnte The Donald sein Amt als 45. Präsident der
Vereinigten Staaten kosten. Danach sieht es aktuell sehr stark aus.

Noch im Wahlkampf 2016 war Trumps flegelhafter Umgang mit Angehörigen
des weiblichen Geschlechts ein Topthema. Die Chancen eines Sieges des
republikanischen Präsidentschaftskandidaten gegen die demokratische
Favoritin Hillary Clinton schienen auf Null zu schrumpfen, als am 7.
Oktober eine nicht genutzte Aufnahme für eine Folge der Sendung
"Access Hollywood" aus dem Jahr 2005 auftauchte, in der Trump damit
prahlte, als Promi könne er mit Frauen "alles machen", wenn er wolle,
könne er sie sogar unwidersprochen "bei der Muschi packen". Auf die
endgültige Entlarvung Trumps als unbelehrbarer Schürzenjäger hin
meldeten sich insgesamt 19 Frauen, die behaupteten, im Verlauf der
Jahre von dem New Yorker Baulöwen und Reality-Fernsehstar das eine
oder andere Mal sexuell belästigt worden zu sein. Damals hat Trumps
Politberater Steve Bannon die Aufregung um das Fehlverhalten des
republikanischen Politneulings dämpfen können, indem er unmittelbar
vor dem Fernsehduell zwei Tage später am 9. Oktober eine
Pressekonferenz mit mehreren Frauen abhielt, die früher von
Ex-Präsident Bill Clinton entweder vergewaltigt oder sexuell
mißhandelt worden sein sollten. Was seien Worte im Vergleich zu
handfesten Übergriffen - so die Botschaft der Bannon-Veranstaltung,
die offenbar verfing.

Trotz des Wahlsieges Anfang November 2016 und des Einzugs ins Weiße
Haus Ende Januar 2017 verfolgen Trump seine früheren Frauengeschichten
bis heute auf Schritt und Tritt. Wirklich politische Brisanz erhielten
die früheren Sexeskapaden des amerikanischen Staatsoberhaupts jedoch
erst im Januar dieses Jahres, als bekannt wurde, dessen langjähriger
New Yorker Anwalt Michael Cohen habe im Oktober 2016 130.000 Dollar
Schweigegeld an Stormy Daniels bezahlt, damit diese nicht wenige
Wochen vor der Präsidentenwahl in den Medien die intimen Details ihres
früheren Verhältnisses mit Trump ausplauderte. Seitdem wird wegen
illegaler Wahlkampffinanzierung gegen Cohen ermittelt - wegen der Hohe
der Summe sowie wegen Verheimlichung der Geldüberweisung gegenüber der
Federal Election Commission (FEC).

Trump, der bis heute bestreitet, mit Clifford jemals Sex gehabt zu
haben, leugnete wochenlang, etwas von dem verdächtigen Geldtransfer
gewußt zu haben. Doch nachdem das FBI Mitte April Cohens Kanzlei auf
den Kopf gestellt und von dort sämtliche Dokumente zwecks genauerer
Überprüfung mitgenommen hatte, scheinen bei Trump Zweifel aufgekommen
zu sein, ob sein Anwalt dem Ermittlungsdruck wird standhalten können
und ober er notfalls bereit ist, für sein langjährigen Mandanten "eine
Kugel zu nehmen", sprich ins Gefängnis zu gehen. Schließlich dürfte
Cohen alles über Trumps anrüchige Geschäfte mit der New Yorker und der
russischen Baumafia auf den Feldern Geldwäsche, Bau und Glückspiel
wissen.

Mitte April hat Trump deshalb Rudi Giulani, der bis dahin lediglich
Cyber-Crime-Berater des Präsidenten war, zu seinem obersten
Rechtsberater ernannt. In einer ersten Stellungnahme erklärte der
ehemalige New Yorker Staatsanwalt und Bürgermeister, er wolle so
schnell wie möglich die Sonderermittlungen des Ex-FBI-Chefs Robert
Mueller zu Ende bringen. Mueller ermittelt wegen des Vorwurfs, Trump
hätte 2016 von Rußland propagandistische Wahlkampfhilfe erhalten,
tritt jedoch aus Mangel an Beweisen seit Monaten auf der Stelle. Dafür
hat Giuliani für einen absoluten Paukenschlag gesorgt, als er bei
einem Auftritt beim konservativen Nachrichtensender Fox News am 2. Mai
erklärte, Trump hätte Cohen die Überweisung an Clifford erstattet, was
erstmals eine faktische Verbindung zwischen dem Präsidenten und die
Porno-Darstellerin herstellte und alle bisherigen Dementis
entkräftete.

Giuliani vertrat mit der Offenlegung, die scheinbar mit dem
Präsidenten vorab besprochen worden war, der Auffassung, daß die
damalige Zahlung an Clifford eine private Hilfeleistung Cohens an
einen Freund gewesen sei, daß die Erstattung aus dem regelmäßigen
Vorschuß Trumps an seinen Anwalt - 35.000 Dollar im Monat - gekommen
und daß damit alles rechtlich nicht zu beanstanden sei. Doch weil
namhafte Rechtsgelehrte dies anders beurteilten und ganz klar den
Straftatbestand der illegalen Wahlkampfhilfe zu erkennen meinten,
rudert das New Yorker "Wise-Guy"-Duo zurück. Giuliani behauptet, er
hätte sich versprochen, während Trump argumentiert, sein Kumpel sei
nicht lange in dem neuen Posten und habe die Kompliziertheit der
Materie nicht durchschaut. Aus dem kläglichen Versuch Giulianis, Cohen
das Signal zu senden, daß man ihm mit dem ganzen Schlamassel nicht im
Regen stehen lassen werde, ist eine Schlinge geworden, die das
politische Genick Trumps brechen wird. Cliffords Anwalt Michael
Avenatti, der durch sein stets kämpferisches und wortgewandtes
Auftreten in den Medien zum vielleicht gefährlichsten Gegner Trumps
geworden ist, geht davon aus, daß aus der Affäre entweder die ersten
strafrechtliche Anklage gegen einen amtierenden Präsidenten oder ein
Amtsenthebungsverfahren des Kongresses hervorgehen wird.

Die große Ironie der ganzen Angelegenheit ist, daß der
Stormy-Daniels-Komplex gerade in dem Moment Trumps Präsidentschaft
ernsthaft bedroht, in dem die Russiagate-Ermittlungen deutlich an
Schwung verlieren und fast überstanden zu sein scheinen. Am 4. Mai hat
T. S. Ellis, der zuständige Richter am Bundesgericht in Virginia,
damit gedroht, die Klage gegen Trumps einstigen Wahlkampfmanager Paul
Manafort wegen Steuerhinterziehung abzuweisen. Ellis hat den Verdacht
geäußert, daß die Klage von Sonderermittler Mueller lediglich dazu
dient, Manafort unter Druck zu setzen und dazu zu zwingen, Belastendes
über Trump preiszugeben. Der Richter hat dem Ex-FBI-Chef zwei Wochen
gegeben, um den fehlenden Nachweis einer Verbindung zwischen der Klage
gegen Manafort, der bekanntlich einst für den ukrainischen Präsidenten
Viktor Janukovitsch gearbeitet hat, und der These einer russischen
Manipulation der Präsidentenwahl von 2016 zu erbringen. Schafft dies
Mueller nicht, wird die Klage gegen Manafort fallengelassen. Kommt es
tatsächlich hierzu, dann möglicherweise zu spät, um Donald Trump, der
an der Stormy-Daniels-Front längst unterzugehen droht, zu helfen.

6. Mai 2018
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GEWERKSCHAFT/1658: Seehäfen - Starkes Verhandlungsergebnis für Beschäftigte in Seehäfen erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Mai 2018

Seehäfen: Starkes Verhandlungsergebnis für Beschäftigte in Seehäfen
erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der
Zentralverband der Deutschen Seehäfen (ZDS) haben am heutigen Freitag
(4. Mai 2018) in Bremen ein Verhandlungsergebnis für Beschäftigte in
Seehäfen erzielt.

Danach erhalten die Beschäftigten ab dem 1. Juni 2018 eine
Lohnerhöhung um 3,0 Prozent bei einer Laufzeit des Tarifvertrages von
12 Monaten. Zusätzlich erhalten Beschäftigte in
Containervollbetrieben eine Erhöhung ihrer Zulage um 250 Euro
jährlich.

ver.di-Mitglieder können außerdem ab dem 1. Januar 2019 zwischen zwei
Optionen wählen: einem zusätzlichen freien Tag pro Jahr oder der
Erhöhung des Arbeitgeberzuschusses zur betrieblichen Altersvorsorge
um 15 Euro (auf 70 Euro) pro Monat. Für 2018 erhalten alle von diesem
Tarifvertrag betroffenen ver.di-Mitglieder eine Einmalzahlung in Höhe
von 130 Euro.

"Dieser Abschuss ist ein sehr gutes Ergebnis und ein großer Erfolg",
betont ver.di-Verhandlungsführer Torben Seebold. Im Volumen bedeute
das Tarifergebnis eine Erhöhung von bis zu 4,3 Prozent.

Die ver.di-Bundestarifkommission hat dem Ergebnis bereits zugestimmt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06556: Jubelgesänge aus Politschka (SB)


Wer die Risiken des Berufsschachspielertums scheut, bleibt Amateur und
geht geregelten Arbeitsverhältnissen nach. Nur ab und zu treibt es ihn
dann zu Turnieren ins Ausland, wo er sein Können unter Gleichgesinnten
erprobt. Der Sprung in die höheren Kader bleibt ihm zwar verwehrt,
dennoch leidet sein Talent nicht darunter. Als Amateur kann er sich
freilich nicht mit derselben Aufopferung seiner Leidenschaft widmen,
wie es seine Profi-Kollegen tun. Aber kein Drandenken, daß seine
Partien deswegen nicht ebenso brillant sein können. Die Remiskugel
schiebt er jedenfalls nicht. Wozu auch? Die seltenen Gelegenheiten
wird er sich nicht dadurch verderben, daß er mit Kalkül und Blick auf
den Tabellenstand vorsichtiger spielt, als sein Temperament es ihm
vorschreibt. Größerer Wagemut, wenngleich auch zuweilen gröbere Fehler
zeichnen Amateurpartien aus. Im heutigen Rätsel der Sphinx aus dem
Meisterturnier in der böhmischen Stadt Politschka spielte unser
Schachfreund Apel gegen seinen russischen Kontrahenten Baschkow die
schönste Partie des Festivals. Mit der Einleitung eines Figurenopfers
im zwölften Zug nahm die Partie einen aggressiven,
kombinationsträchtigen Charakter an. Oft muß man solchen Einsatzwillen
bei Großmeisterturnieren missen. In der Diagrammstellung wäre nun
durchaus 1.Sc5xe6 Te8xe6 2.Te1xe6 Dd6xe6 3.Dg5-d8+ De6-e8 4.Dd8xd5
möglich gewesen mit weißer Gewinnstellung. Doch der deutsche Amateur
Apel zeigte nun Großmeisterqualitäten, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06556: Jubelgesänge aus Politschka (SB)]



Apel - Baschkow

Politschka 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Was für ein herrlich verdutztes Gesicht machte doch Meister Juhász,
als sein König nach 1...Sg3-f1+ 2.Kh2-h1 De5-h2+! 3.Sg4xh2 Sf1-g3# von
zwei Springern im Matt erstickt wurde.



Erstveröffentlichung am 9. Mai 2005

6. Mai 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





VERBAND/195: Immer noch kein Mindestlohn in der Psychotherapeutenausbildung (BDP)


Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)

Pressemitteilung vom 5. Mai 2018

Immer noch kein Mindestlohn in der Psychotherapeutenausbildung - PiAs
protestieren bundesweit

BDP unterstützt bundesweiten PiA-Protest und fordert umgehendes Handeln der
Politik bei der Novellierung des PsychThG



Auf der Delegiertenkonferenz des Berufsverbandes Deutscher Psychologinnen
und Psychologen (BDP) am 5. und 6. Mai 2018 in Nürnberg protestieren
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in Ausbildung (PiA) und
Studierende gemeinsam mit Vertretern des BDP im Rahmen der bundesweiten
Protestaktion "PiA-Reform - Wir warten noch immer".

"Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in Deutschland
haben mit einem großen Missstand zu kämpfen: Am Ende ihres Studiums sind
sie gut ausgebildet - werden aber sehr schlecht bezahlt. Während ihrer
eineinhalbjährigen Praxisphase erhalten PiAs oft nicht einmal den
gesetzlichen Mindestlohn oder werden überhaupt nicht bezahlt", so 
BDP-Präsident Prof. Dr. Michael Krämer.

Die dringend notwendige und vom BDP konstruktiv begleitete Novellierung des
Psychotherapeutengesetzes (PsychThG) lässt seit Jahren auf sich warten.
Ebenso eine Verbesserung der Situation für die PiAs. "Die Novellierung des
Psychotherapeutengesetzes muss vor allem die Bezahlung nach dem Studium
klar regeln. Darum haben die Psychologiestudierenden in Deutschland erneut
zum bundesweiten Protest aufgerufen, um den PiAs endlich Gehör zu
verschaffen. Wir fordern die Bundesregierung auf, den Novellierungsprozess
zu einem guten Ende zu bringen und die Vergütung der PiAs kurz- und
langfristig zu sichern", fordert Andreas Wimmer, Vorsitzender der
Studierenden im BDP.

"Während sie eigentlich ihre ganze Energie in die qualifizierte Behandlung
einbringen möchten, müssen sich viele PiAs über Nebenjobs finanzieren. Das
ist für uns kein Zustand. Vor allem, da sie bereits ein fünfjähriges
Studium der Psychologie oder der Pädagogik absolviert haben. Besonders
kritisch ist, die PiAs haben während ihrer praktischen Tätigkeit in
Kliniken häufig keine Arbeitsverträge als Behandelnde oder nur bei
geringfügiger Bezahlung und müssen dennoch faktisch eigenverantwortlich mit
oft zu wenig fachkundiger Anleitung und Aufsicht Patientinnen und Patienten
behandeln", so Helga Füßmann, Vorsitzende des Verbandes Psychologische
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten im BDP (VPP).

Die Forderungen der PiAs lauten im Einzelnen:

• Vergütung: Die Vergütung der PiAs muss kurzfristig geregelt werden.
Es kann nicht sein, dass während zäher und vielleicht noch Jahre
andauernder Reformbemühungen weiter tausende junge Menschen umsonst in
unseren Psychiatrien arbeiten. Und natürlich ist eine Bezahlung unseres
Therapeutennachwuchses auch ohne überarbeitetes Gesetz, was die gesamte
Ausbildung neu regelt, möglich.

• Klärung des sozialrechtlichen Status: Mittelfristig soll eine
sozialrechtliche Eingruppierung erfolgen, damit langfristig die tarifliche
Eingruppierung von Psychologinnen und Psychologen nach dem Master Abschluss
sowie nach abgeschlossener Psychotherapieweiterbildung geregelt ist und
eine angemessene Bezahlung erfolgt.

• Zugang zur Ausbildung: Um die Qualität der Ausbildung der
Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten zu erhalten,
muss vorher ein Studienabschluss auf Master-Niveau erworben werden.

• Psychologie als Basis der Psychotherapie erhalten: Die
Psychotherapie basiert auf der Lehre über die Psyche des Menschen, somit
sind gerade in der ersten Studienhälfte psychologische Grundlagenfächer
wichtig. Nur wer weiß, wie die gesunde Psyche funktioniert, kann
pathologische (krankhafte) Prozesse angemessen beurteilen. Außerdem umfasst
der bisherige Psychologiestudiengang Kenntnisse über die Erforschung der
Psyche und auch von Therapiemethoden, auch diese sollten zukünftige
Therapeutinnen und Therapeuten haben.

• Studierende und PiAs in den Prozess einbeziehen: Wir sprechen im
Reformprozess über junge Menschen, die in Zukunft als Psychologische
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten arbeiten werden. Darum sollten
diese Gruppen auch in die Überlegungen und Prozesse einbezogen werden!

Der Berufsverband der Psychologinnen und Psychologen und der Verband
Psychologischer Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten unterstützen die
Forderungen der PiAs.




Weiterführende Informationen:

Zur bundesweiten Protestaktion:

www.piaportal.de

Zum Mitgliederbrief des BDP:

www.bdp-verband.de/aktuell/2017/171116_zukunft.html

Zum Positionspapier des BDP:

www.bdp-verband.de/bdp/politik/2015/150219_loesung.pdf



Der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)
vertritt die beruflichen Interessen der niedergelassenen, selbständigen und
angestellten/beamteten Psychologinnen und Psychologen aus allen
Tätigkeitsbereichen. Als anerkannter Berufs- und Fachverband ist der BDP
Ansprechpartner und Informant für Politik, Medien und Öffentlichkeit in
allen Fragen der beruflichen Anwendung von Psychologie und Psychotherapie.
Der BDP wurde vor 70 Jahren am 5. Juni 1946 in Hamburg gegründet. Heute
gehören dem Verband rund 11.500 Mitglieder in 13 Landesgruppen und 11
Sektionen an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 4/2018 vom 5. Mai 2018

Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)

Philipp Kardinahl, Pressereferent des BDP

Am Köllnischen Park 2, 10179 Berlin

Telefon: 030 - 209 166 620, Fax: 030 - 209 166 680

E-Mail: presse@bdp-verband.de

Internet: www.bdp-verband.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/673: Mittelgewicht - wie vom Zug überrollt ... (SB)




Gennadi Golowkin macht kurzen Prozeß mit Vanes Martirosian

"Es fühlte sich an, als sei ich vor einen Zug gelaufen", beschrieb
Vanes Martirosian seine Begegnung mit Gennadi Golowkin. "Es war nicht
ein einzelner Treffer, sondern die Summe seiner Schläge - die
härtesten, die ich je verspürt habe." Der als Außenseiter gehandelte
Herausforderer gab sein Bestes, um der Übermacht des Weltmeisters
standzuhalten, doch bereits in der zweiten Runde lag er nach fünf
Volltreffern des Kasachen geschlagen am Boden. Nach dem Ausfall des
aufgrund einer Dopingsperre verhinderten Saul "Canelo" Alvarez
kurzfristig verpflichtet, ging der Armenier vor 7.837 Zuschauern im
StubHub Center in Carson mutig in die Offensive, um die Chance seines
Lebens zu nutzen, doch lief er dabei ins offene Messer. Golowkin
bleibt der gegenwärtig am längsten amtierende Champion und baute seine
Bilanz auf 38 Siege sowie ein Unentschieden aus. Mit 20 erfolgreichen
Titelverteidigungen in Folge liegt der 35jährige nun im Mittelgewicht
gleichauf mit Bernard Hopkins, der diese Rekordmarke 2005 erreichte.

Der 31 Jahre alte Martirosian hatte in der Vergangenheit bereits
zweimal um die Weltmeisterschaft gekämpft, aber seit zwei Jahren nicht
mehr im Ring gestanden. Zudem stieg er aus dem Halbmittelgewicht auf,
was aber insofern ohne Belang war, als der Kasache nur unwesentlich
mehr Gewicht auf die Waage brachte. Golowkin und sein Promoter Tom
Loeffler wurden scharf für die Wahl dieses Gegners kritisiert. Der
Verband IBF ging sogar so weit, dem Herausforderer die Anerkennung zu
verweigern, weshalb dieser Titel nicht auf dem Spiel stand. Loeffler
hatte jedoch nach dem Ausfall "Canelos" kaum eine andere Wahl, als
unter beträchtlicher Mühe eine Notlösung zu finden, und so einigte er
sich schließlich mit Martirosians Promoter Don King. Statt in Las
Vegas gegen Saul Alvarez kämpfte der Champion der Verbände WBA, WBC,
IBF und IBO im kalifornischen Carson, wo der in Santa Monica lebende
Kasache eine große Fangemeinde hat. Anhänger konnte auch sein Gegner
mobilisieren, der im nahegelegenen Glendale zu Hause ist. Da der
Sender HBO den Kampf mit einem wesentlich kleineren Budget als
ursprünglich vorgesehen planen mußte und Golowkin eine Million Dollar
erhielt, lag Martirosian mit einer Börse von 225.000 Dollar im Bereich
des finanziell Möglichen. Entscheidend in diesem letztlich ungleichen
Duell war jedoch nicht Unvermögen oder mangelnde Entschlossenheit des
in guter Form angetretenen Herausforderers, sondern die Wucht der
Schläge des Weltmeisters, die Martirosian überwältigte. Für ihn stehen
nun 36 Siege, vier Niederlage und ein Unentschieden zu Buche.

Wenngleich sich Golowkins Jab abermals als wirksame Waffe erwies, um
den Gegner aus der Distanz zu kontrollieren, ließ sich der
Herausforderer wie angekündigt keineswegs überrollen, sondern bewegte
sich umher, klammerte und stellte sich phasenweise sogar dem
Schlagabtausch. Er konnte die erste Runde zu seinen Gunsten gestalten,
da er den Favoriten kurz vor der Pause mit zwei kräftigen Schlägen
traf. Der Kasache wähnte sich in dieser Szene offenbar außer
Reichweite des Kontrahenten, der ihn jedoch plötzlich mit der Rechten
traf und sofort mit einem harten linken Haken nachlegte. Golowkin
wirkte überrascht und fast peinlich berührt, als er nach dem Gong in
seine Ecke zurückkehrte. Dort wies ihn sein Trainer Abel Sanchez an,
sich zu entspannen, nicht nur auf Einzeltreffer zu setzen, sondern
Kombinationen zu schlagen. [1]

In der zweiten Runde schlug der Kasache wuchtiger zu und schien alles
in jeden einzelnen Schlag zu legen. Martirosian wich nun weniger aus,
was ihm zum Verhängnis wurde. Er ging nach einem Treffer zu Boden, was
Ringrichter Jack Reiss jedoch als Ausrutschen einstufte. Dann entging
der Armenier gerade noch einem Uppercut, worauf ihn Golowkin in die
Seile trieb und ihm dort eine Kombination von fünf gewaltigen Treffern
versetzte. Der Herausforderer sank bereits auf ein Knie, als ihn der
letzte Schlag vornüber auf die Matte schickte. Er versuchte zwar, sich
wieder aufzuraffen, fiel aber wieder mit dem Gesicht voran zu Boden,
worauf der Referee den Kampf nach 1:53 Minuten der Runde für beendet
erklärte. [2]

Es fühle sich großartig an, einen solchen Niederschlag herbeizuführen,
freute sich Golowkin nach diesem Erfolg, der seine Kritiker
widerlegte, die ihm schwindendes Können unterstellt hatten. Der
Kasache hatte zuletzt vorzeitig gewonnen, als er Kell Brook im
September 2016 in der fünften Runde in die Aufgabe zwang. Dann folgte
ein Punktsieg gegen Daniel Jacobs, bei dem seine lange K.o.-Serie
endete, die 2008 begonnen hatte. Golowkin boxte dabei aus der Distanz
und drängte nicht auf einen Niederschlag, was auch für seinen Kampf
gegen Saul "Canelo" Alvarez im September galt, der mit einem
umstrittenen Unentschieden endete, das ein Geschenk der Punktrichter
an den Mexikaner war. Der schnelle Sieg über Martirosian glich nicht
zuletzt einer Botschaft an "Canelo", was ihm bei der Revanche im
Herbst drohen könnte, sofern die Golden Boy Promotions keinen
Rückzieher von ihrer Zusage machen, um ihren prominentesten Akteur vor
dem Kasachen zu schützen. Jüngste Äußerungen von Eric Gomez lassen
darauf schließen, daß Saul Alvarez auf ein weniger gefährliches Gleis
gelenkt werden soll. [3]

Wie Golowkin nach seinem Kampf im Gespräch mit HBO sagte, scheue er
keinen Gegner, ohne einen bestimmten beim Namen zu nennen. Er sei nun
seit neun Jahren Weltmeister und habe viele Gürtel. Wer immer ihm die
Titel abnehmen wolle, solle nur kommen. Will er seinen IBF-Titel
behalten, muß er ihn auf Beschluß des Verbands bis spätestens 3.
August gegen den Pflichtherausforderer Sergej Derevjantschenko
verteidigen. Das würde jedoch bedeuten, im Sommer einen möglicherweise
strapaziösen Kampf auszutragen und schon am 15. September zur Revanche
mit "Canelo" in den Ring zurückzukehren. Vor wenigen Tagen schätzte
der Kasache die Chance als sehr gering ein, daß es zu einem zweiten
Aufeinandertreffen mit Alvarez kommen wird.

"Canelos" Promoter wird zweifellos darauf bestehen, daß der Mexikaner
abermals der Löwenanteil einstreichen kann, da er nach wie die
eigentliche Zugnummer sei. Dem dürfte Golowkins Team entgegnen, daß
die Dopingsperre dem Ruf "Canelos" sehr geschadet und der Kampfverlauf
im letzten September die tatsächlichen Kräfteverhältnisse offengelegt
habe. Letzten Endes sitzt der Kasache nach wie vor am kürzeren Hebel
und muß zurückstecken, um den trotz solcher Einbußen immer noch
lukrativen Auftritt zu bekommen. Ihm liegt sehr viel daran, ein für
allemal klarzustellen, wem die Führung im Mittelgewicht zusteht. Ob
auch die Gegenseite zu dieser Klärung bereit ist, bleibt vorerst
offen. Vermutlich wälzt "Canelos" Promoter längst Pläne, ob man zum
mexikanischen Feiertag Mitte September lieber David Lemieux oder Gary
O'Sullivan präsentierten sollte, da nichts schlimmer als ein Debakel
im Kampf gegen Gennadi Golowkin sein könnte. Saul Alvarez wäre auch im
Falle einer Niederlage keineswegs verbrannt, wohl aber sein über die
Jahre sorgsam gepflegter Nimbus als Superstar dieser Gewichtsregion.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/martirosyan-in-awe-of-gggs-power-its-the-hardest-ive-ever-been-hit/#more-262440

[2] www.boxingnews24.com/2018/05/golovkin-destroys-martirosyan-results/#more-262432

[3] www.espn.com/boxing/story/_/id/23418556/gennady-golovkin-knocks-vanes-martirosyan-stubhub-center
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TRANSMITTER/285: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 04.05.2018 (Pabel-Moewig)


PERRY RHODAN Infotransmitter 10/2018



Liebe Leserinnen und Leser,

es ist wieder InfoTransmitter-Zeit, und ich habe neue Informationen
zu PERRY RHODAN ...

In der wöchentlichen Serie gehen wir mit großen Schritten auf den
Band 3000 zu, der im Februar 2019 erscheinen wird. Die Exposéautoren
arbeiten mit Hochdruck an den Exposés, die Autoren sind fleißig - ich
lasse mich da ebenso überraschen wie die Leser. Derzeit sind die
Romane "um Band 2970 herum" in der Arbeit, wurde mir von der
Redaktion erzählt.

Aber jetzt erst mal zu den Klassikern unserer Serie, die bekanntlich
in Form der Bücher neu veröffentlicht werden. Zum Abschluss eines
großen Handlungsabschnitts geht's noch mal rund - der Silberband 142
"Der Psi-Schlag" ist ab sofort im Handel! Noch einmal müssen sich
Perry Rhodan und seine Gefährten gegen die Armadaschmiede
durchsetzen, der Kampf um die Endlose Armada tritt in seine
abschließende Phase. Doch die Menschen treffen nicht nur auf alte
Bekannte, sondern auch auf einige neue Freunde - eine kosmische
Entwicklung nähert sich ihrem Ende. 

Und auch der sechzehnte Band der Platin-Edition mit der exklusiven
NEO-Story von Rüdiger Schäfer ist heute erschienen. In der
Hardcover-Ausgabe von PERRY RHODAN NEO "Callibsos Welt" erzählen die
Autoren vom weiteren Versuch der Menschen, ins Zentrum des
Arkon-Imperiums vorzustoßen. Sie zeigen aber auch die geheimnisvolle
Welt Derogwanien, die seit vielen Jahrtausenden zum Wohnort für
höchst seltsame Wesen geworden ist. Wie die bisherigen Titel der
Edition umfasst dieser Band über 600 Seiten und enthält vier Romane
aus der Serie.

Wir verlosen drei Exemplare von "Fairwater"! Der aktuelle
Fantasy-Roman von Oliver Plaschka ist seit heute im Gewinnspiel. Der
Autor bereichert seit Jahren die Serie PERRY RHODAN NEO, ab und an
schreibt er auch eigene Romane. Im Jahr 2008 gewann er den Deutschen
Phantastik-Preis. Der Droemer-Knaur-Verlag stellte uns
freundlicherweise drei Exemplare des aktuellen Romans zur Verfügung.
Wer am Gewinnspiel teilnehmen möchte, schicke einfach eine Mail mit
dem Stichwort "Fairwater" an: gewinnspiel@perryrhodan.net.

Einsendeschluss ist der 7. Mai 2018 - hier geht's zu den
Teilnahmebedingungen.

Viel Glück und ein galaktisches Wochenende mit PERRY RHODAN!

Ad Astra! 

Eure Philine-Marie Rühmann 

PERRY RHODAN-Redaktion

PS: Save the date! 

FedCon Bonn 27 / 18. - 21.05.2018 

GarchingCon 11 / 01.- 03.06.2018



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Postanschrift: Pabel-Moewig Verlag KG 

PERRY RHODAN-Kommunikation

Postfach 23 52, D-76413 Rastatt

E-Mail: infotransmitter@perryrhodan.net 

Internet: http://www.perry-rhodan.net

Verantwortlich: Philine-Marie Rühmann (v.i.S.d.P)

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2018 
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